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Deutſchland.
Berlin. Die Herren-Kurie ſetzte ihre Berathung

über das Judengeſetz am 15. Juni fort und gelangte bis
zum H. 35. Der ganze Paragraph uüber die Vertretung der
Judenſchaften oder Synagogengemeinden wurde auch von
der Herren Kurie verworfen. Zu g. 16 machte die Ver-
ſammlung den Zuſatz, daß auf Anſuchen des Vorſtandes
die Polizeibehörde die Geldſtrafen feſtzuſetzen und einzuzie-
hen habe, welche durch eine geſetzlich eingefuührte Synago-
genordnung angedroht worden. Die folgenden Paragraphen
wurden angenommen, aber der H. 27 verworfen dagegen
mit unerheblichen Aenderungen oder Modifikationen den fol-
genden beigeſtimmt. Lebhafter und vielſeitiger wurde die
Diskuſſion bei der im F. 35 angeregten Frage uüber den
Zutritt der Juden zu den Staatsämtern. Wir zeichnen die
Rede des Grafen v. Dyhrn aus:

Jch habe Alles vernommen, was gegen die Zulaſſung der
Juden zu Staats Aemtern geſagt werden kann, ſchließe mich aber
doch der Minorität vollkommen an, und ganz kurz blos darum,
weil ich nicht zugeben kann, daß wie ſelbſt im Gutachten der
Abtheilung, wenn auch noch ſo leiſe, doch angedeutet wird, ſich
15,000,000 vor 206,000 je zu fürchten haben ſollten. Jch glaube,
daß der Jude, welcher in den Staatsdienſt eintritt und ordent-
licher Staat sdiener deſſelben ſein will und ſein muß, wor-
auf ſchon gehalten werden wird, ich ſage, daß ein ſolcher we-
nigſtens in ſoweit nicht mehr Jude bleiben kann, als eben die
jüdiſche Religion ihn daran hindern wird. Es iſt aber ſeine
Sache, und ich habe nichts darüber zu entſcheiden ob er äußerlich
noch Jude bleiben will. Der Staat ſteht ſo hoch daß ſich die
Privat Anſicht jedes einzelnen Beamten unterordnen muß. Eine
Einwirkung auf dieſes Stgats Prinzip räume ich kaum den Aller
höchſten Stellen ein, und die Beſetzung dieſer Stellen geſchieht
durch das Vertrauen Sr. Majeſtät. Hat nun Se. Majeſtät das
Vertrauen zu einem Juden, ihm eine ſolche Stelle zu übergeben,
ſo bin ich feſt überzeugt, daß dann für den chriſtlichen Staat gar
nichts zu fürchten iſt. Was die untergeordneten Stellen anlangt,
ſo ſind ſie in unſerem Staate ſo feſt in die büreaukratiſche Hier
archie eingereiht und ihre Wirkſamkeit ſo genau beſtimmt, daß

ich als Chriſt nicht in Sorge bin dem Juden ein Amt zu über
geben ſondern daß es, nach meiner Anſicht vielmehr die Frage
iſt, ob der Jude nicht vielleicht mit ſeinem Gewiſſen in Kolliſion
komme, das Amt zu übernehmen. Dies iſt aber ſeine Sache,
über die ich nicht zu entſcheiden habe. Dann iſt im Gutachten
geſagt: Es ſollen den Juden alle Aemter, welche keine exkutivi
ſche Gewalt hätten übergeben werden. Sehr viele der Aemter,
welche alten Militärs übergeben werden haben aber exekutive
Gewalt und wird dieſer Grundſatz feſtgehalten ſo fragt es ſich
ſogar, ob der Jude Unteroffizier werden kann Denn ein ſolcher
hat oft auch exekutive Gewalt z. B. wenn er eine Wache kom-
mandirt, wobei er keine kleine exekutive Gewalt gegen allerhand
Chriſten hat. Alſo auch dieſe Stellen müßten ihm genommen
werden. Es wäre aber eine ſehr große Unbilligkeit, wenn ſie zum
Militairdienſte zugezogen würden und ihnen dabei alle Ausſicht
auf Avancement genommen werden ſollte, namentlich, da ſie jetzt
ſchon im Beſitz weit höherer Militair Stellen ſind. Jch ſelbſt
kenne einen Stabs- Offizier in Berlin, der heute noch Jude iſt.
Dieſe Frage alſo ſcheint mir abgemacht zu ſein. Können nun die
Juden im Militär ſo hohe Chargen erreichen ſo muß ich geſte-
hen, weiß ich mir nicht zu erklären, warum ſie im Civil nicht
die gleiche Stellung bekommen ſollen. Die Stellungen, welche mit
unſerer kirchlichen Verfaſſung zuſammenhängen werden die Juden
ſelbſt nicht übernehmen obgleich ich gar nicht einſehe, warum die
jenigen welche es nur mit den ganz äußeren Verhältniſſen ſelbſt
in dieſer Verwaltung zu thun haben nicht eben ſo gut von Ju
den als von Chriſten verwaltet werden können. Denn wenn wir
auf dieſe Sonderung kommen, wenn wir bei Ertheilung eines
Amtes auf die Motive, aus denen es übernommen worden,
auf die Einwirkung, die es gewähren kann, Rückſicht nehmen,
wenn wir überhaupt gelten laſſen wollen, daß der Jude ſeine Ge
walt als Staats- Obrigkeit zu Gunſten der Juden und zum
Schaden der Chriſten anwenden wird nun, meine Herren dann
öffnen wir jeder konfeſſionellen Feindſchaft Thor und Thür, dann
würde auch bei uns ein Partei -Kampf beginnen vor dem wir
uns zwar nicht zu fuürchten hätten, dann aber nicht mehr geſagt
werden könnte daß es die Aufgabe unſeres Staates iſt daß alle
Konfeſſionen und Parteien gleichen Zutritt zum Staatsdienſt
haben. Jch kann mich alſo nur der Anſicht der Minorität



der Abtheilung anſchließen und ich ſehe weder eine Gefahr,
noch irgend einen anderen Grund wenn wir die Juden zu
allen Staatsdienſten zulaſſen. Zuletzt ſtimme ich für eine voll
ſtändige Gleichſtellung der Juden mit uns auch aus Toleranz!
Dieſes oft verhöhnte Wort wurde vorhin in jener Bedeutung aus
geſprochen, in der es jetzt oft für Jndifferentismus, Gleichgültig-
keit gebraucht wird. Aber dieſe Toleranz iſt nicht die meinige.
Nach meiner Erklärung des Wortes beſteht ſie überhaupt nicht
darin, daß man alle möglichen Meinungen in ſich aufnehme, weil
man eigentlich gar keine hat, alle Meinungen friedlich um ſich
herum gelten läßt und ſie anerkennt, weil man eben keine eigene
Meinung zu vertreten mit Wort und Schwert zu vertheidigen
hat. Ueber die Zeit dieſer Toleranz ſind wir, Gott ſei Dank,
weg. Die Toleranz, der ich opfere, iſt ihr gerades Gegentheil,
ſie iſt das Zeichen der Siegesgewißheit, der Wahrheit.
Wenn ich innerlich überzeugt bin, daß die Wahrheit ſiegen wird,
ſtets ſiegen muß, dann kann ich, ohne meine eigene, innerlichſte
feſte Ueberzeugung aufzugeben, eben tolerant ſein dann kann ich
die anderen Meinungen nicht nur gewähren laſſen ſondern in
ihrer Berechtigung anerkennen, denn ich weiß, daß die Wahrheit
zuletzt doch ſiegen muß, und dies um ſo eher, je mehr, je freier
und ungeſtörter ſich die entgegenſtehenden Meinungen, ſei es in
der Religion, ſei es in der Politik, entwickeln dürfen. Denn nur
im Kampfe kommt die Wahrheit zur Erſcheinung. Laſſe ich aber
die eine Meinung gar nicht zur Erſcheinung, zu ihrer Entwicke-
lung kommen, dann zeige ich, daß ich die Siegesgewißheit noch
nicht habe, daß ich jene Meinung fürchte und einen Kampf mit
ihr vermeide. Es giebt eben zweierlei Fanatiker: die nicht tole
rant ſein konnen, weil ſie dieſer Siegesgewißheit entbehren. Die
einen die etwas begehren, was noch nicht an der Zeit iſt, und
weil ſie fühlen, daß ſie noch keine Unterſtützung der Gegenwart
finden ſich andere Bundesgenoſſen holen müſſen die anderen,
die etwas vertheidigen, was die Zeit bereits erübrigt hat, und
dieſe müſſen. ſich andere Bundesgenoſſen holen müſſen die Jdee
durch die Materie unterſtützen und ſtützen wollen weil ſie fühlen,
daß derſelben das innerſte Leben entfloſſen iſt. Wenn ich aber
die Ueberzeugung habe, daß es der alleinige Gang der Wieltge-
ſchichte iſt, die Wahrheit zur Erſcheinung zu bringen, dann kann
ich, ohne meine Meinung im geringſten aufzugeben wahrhaft
tolerant ſein dann kann ich aber allen Meinungen um mich
herum Raum geben damit in ihrem Kampfe die Wahrheit er
ſtehe und zur Erſcheinung komme. Darum glaube ich, meine
Herren, können wir ganz ohne Furcht gegen die Juden in dieſem
höheren Sinne des Wortes tolerant ſein wir können ihnen Raum
geben daß ſie mit uns auf gleichem Felde, mit gleichen Waffen
den Kampf beſtehen und ich wenigſtens, meine Herren, bin gar
nicht zweifelhaft, wem der Sieg gehören wird

Nach längerer Debatte nahm die Kurie folgenden An-
trag der Abtheilung an: „Zu unmittelbaren Staatsämtern
ſollen die Juden nur in ſofern zugelaſſen werden, als ſie
ſich durch den Dienſt im ſtehenden Heere verfaſſungsmäßig
Civilverſorgungsanſpruche erworben haben und mit den hier-
nach zu übertragenden Aemtern nicht die Ausübung einer rich
terlichen, polizeilichen oder exekutiven Gewalt verbunden iſt.“
Damit ſchloß die Sitzung.

Die Stände-Kurie beſchäftigte ſich auch am 17. Juni
mit dem Judengeſetz. Sie war bis zum F. 35 gelangt. Der
Paragraph handelt von der Zulaſſung der Juden zu offent
lichen Aemtern. Zum erſten Theil dieſes Abſchnittes hatte
die Kurte im Widerſpruch zu dem Geſetzentwurfe ſich mit
Majorität für den Zutritt der Juden zu den unmittelbaren
Staatsämtern entſchieden. Der zweite Abſchnitt des Pa

ragraphen, mit dem die Berathung in dieſer Sitzung be
gann, lautete im Entwurfe der Regierung:

Jn wiefern die Juden mittelbare Staats und Kom-
munalaämter bekleiden koöonnen, iſt nach den daruüber er
gangenen beſondern geſetzlichen Vorſchriften zu beurthei-
len. Es findet jedoch deren Eintritt in ſolche Aemter
nur dann ſtatt, wenn mit demſelben die Ausuübung einer
obrigkeitlichen Autorität nicht verbunden iſt

Die Abtheilung ſtellte daruüber folgendes Gutachten aus:
Daß in einem Geſetze, welches die Verhältniſſe der Juden

neu zu reguliren beſtimmt iſt, eine Verweiſung auf Beſtim
mungen ſtattfinde, welche außer demſelben beſtehen kann nicht
als zweckmäßig erachtet werden, und würde deshalb eine ergän-
zende Umarbeitung des vorliegenden Abſchnitts zu wünſchen ſein.
Aber auch außerdem dürfte wohl ſolche nothwendig werden.

Das Edikt vom 11. März 1812 ſprach es im 8 allge
mein aus: Sie können Gemeinde Aemter, zu welchen
ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten Dieſe Beſtimmung
hat im Laufe der Zeit manche Einſchränkung erfahren. Zuvör-
derſt ſtellte die Verwaltung den Grundſatz auf, daß die Juden,
ſo lange nicht dem S. 9 des Edikts gemäß geſetzlich beſtimmt
worden, zu welchen Staatsämtern ſie zuzulaſſen ſeien, von ſol-
chen Gemeinde-Aemtern ausgeſchloſſen werden müßten, mit wel
chen ein Staatsamt, die perſönliche und direkte Ausübung der
Polizei verbunden iſt, alſo beiſpielsweiſe dem Amte eines mit
der Polizei- Verwaltung beauftragten Bürgermeiſters in der
Stadt und dem Schulzenamte auf dem platten Lande.

Einen zweiten Schritt auf dem Wege der Einſchränkung
that ſodann die Geſetzgebung unmittelbar ſelbſt. Da in man-
chen Städten die PolizeiVerwaltung von der Kommunal- Ver
waltung getrennt iſt, aus der erſteren alſo keine Veranlaſſung
zur Ausſchließung der Juden vom Bürgermeiſter- oder Ober
Bürgermeiſter- Amte entnommen werden konnte, ſo beſtimmte
die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831, daß zu den
eben genannten Stellen das Bekenntniß der chriſtlichen Religion
erforderlich ſei; und dieſer Grundſatz wird nun auch für dieje-
nigen Städte geltend gemacht, in welchen die Städte- Ordnung
von 1808 gilt, die eine Unterſcheidung der Bürger nach ihrer
Religion nicht kennt. Es ſind alſo die Juden zur Zeit nach
den Vorſchriften, auf welche der Geſetz- Entwurf hinweiſt, von
dem Amte eines Bürgermeiſters und Ober-Bürgermeiſters, au-
ßerdem von allen Kommunal- Aemtern ausgeſchloſſen mit wel
chen die Verwaltung der Polizei verbunden iſt.

Der Entwurf geht nun noch weiter, indem er dieſelben
ferner von allen Aemtern ausgeſchloſſen wiſſen will, mit wel-
chen eine obrigkeitliche Autorität verknüpft iſt. Denn welche
Aemter darunter zu verſtehen ſind, iſt bei dem erſten Ab-
ſchnitte ſchon auseinandergeſetzt, und daß dieſe Beſtimmung des
Entwurfs ſie noch zu verſchiedenen anderen gemeindeamtlichen
Funktionen unfähig machen würde, die ihnen bisher übertragen
werden konnten, darf nicht näher dargelegt werden.

Wenn ſchon dort ausgeführt iſt, daß dies Kriterium des
Entwurfs bei der Zulaſſung der Juden zu Staatsämtern aller
Begründung ermangelt und ohne Noth beengend iſt, ſo muß
hier, wo es ſich um Kommunal-Aemter handelt, noch gerade
hin ausgeſprochen werden, daß daſſelbe zu einer Verkürzung der
Juden in den Rechten führt, die ſie nach der bisherigen Ge
ſetzgebung, dem Edikte vom 11. März 1812, ſchon gehabt
haben.

An den Orten, wo die Kommunal Aemter auf der Wahl
der Gemeinde Mitglieder beruhen, läßt es ſich mit Sicherheit
annehmen, daß nur ein Jude, welcher des Vertrauens würdig
iſt, zu dem Amte berufen werden wird, und wenn ſolches ge
ſchieht, die Letzteren ſeiner Autorität ſich gern und willig fügen
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werden. Da aber, wo den Staats- Behörden die Beſetzung der
Kommunal Aemter zuſteht, würde es immer in deren Hand
liegen, dieſelben einem Juden, wenn ſie es bedenklich finden,
nicht anzuvertrauen. Deshalb dürfte auch nicht der leiſeſte
Grund vorhanden ſein, die Beſchränkungen, welche die neuere
Zeit den Juden in Beziehung auf Kommunal-Aemter auferlegt
hat, beſtehen oder gar die Beſtimmung des Entwurfs ins Le
ben treten zu laſſen vielmehr ſtimmt die Abtheilung unter An
erkennung des von den Juden bereits erworbenen Rechts ein-
müthig dahin, daß die Dispoſition des d. 8 des Edikts vom
11. März 1812 in ihrem vollen Umfange wiederhergeſtellt und
in das vorliegende Geſetz aufgenommen werde.

Nach einer langern Diskuſſion beſtimmte die Kurte mit
254 gegen 212 Stimmen, daß die Worte des Entwurfs
geſtrichen und an Stelle derſelben die Beſtimmungen des
Edikts vom 11. März 1812 geſetzt werden ſollten. Dieſes
Edikt ſagt: „die Juden können akademiſche Lehr und
Schul, auch Gemeindeamter, zu welchen ſie ſich geſchickt
gemacht haben, verwalten

Der dritte Abſchnitt des Paragraphen verordnete, ein
Jude könne nur fur Juden Schiedsmann werden. Die
Kurie verwarf dieſe Beſchränkung mit mehr als zwei Drit-
tel der Stimmen.

Der vierte Theil des 9. 35 gab zu einer langen und
grundlichen Debatte Veranlaſſung. Das ſogenannte chriſt-
liche Prinzip des Gouvernements kam hier abermals zur
Unterſuchung und Prufung. Der Geſetzentwurf ſagt naämlich:

An denjenigen Univerſitäten auf denen nicht die Aus-
bung des Lehramts ſtatutenmäßig an das Bekenntniß
einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion geknupft iſt, kon
nen Juden als Privatdocenten und außerordentliche Pro-
feſſoren der mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und
mediciniſchen Lehrfächer zugelaſſen werden. Außerdem
bleibt die Anſtellung der Juden als Lehrer auf judiſche
Unterrichts anſtalten beſchränkt

Die Abtheilung begutachtete dieſe Beſtimmung auf fol
gende Weiſe:

Faßt man den Jnhalt dieſes Abſchnittes näher ins Auge,
ſo muß zuvörderſt der Vorbehalt auffallen welcher in Bezie
hung auf die Univerſitäten gemacht iſt, bei welchen die Aus-
übung des Lehramtes ſtatutenmäßig an das Bekenntniß einer
beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion geknüpft iſt, denn dieſer Vor

Pehalt iſt im Jntereſſe der einzelnen Univerſitäten nicht nothwendig,
weil deren Statuten, als Spezialgeſetze, durch allgemeine Ge
ſetze, wie das vorliegende, nicht derogirt wird, der Jude alſo,
auch wenn ihm die Fähigkeit, akademiſche Lehrämter zu beklei-
den, zugeſprochen würde, darauf nicht würde Anſpruch machen
können, an Univerſitäten zu dociren, an welchen dergleichen ſta
tutariſche Beſtimmungen ihm im Wege ſtehen. Der Vorbehalt
erſchien einigen Mitgliedern geradehin unzweckmäßig, weil es
nach ihrer Anſicht an der Zeit ſein dürfte, dergleichen den Uni-
verſitäten zuſtehende Privilegien aus Rückſichten für das Staats
wohl aufzuheben.

Nächſtdem wird die Aufmerkſamkeit von der Beſtimmung
in Anſpruch genommen, daß die Juden nur als Privatdocenten
Und außerordentliche Profeſſoren geduldet werden ſollen. Jn der
Denkſchrift iſt dies damit motivirt, daß aus der Zahl der or-
dentlichen Profeſſoren der Dekan und die Senats- Mitglieder her-

vorgehen und keine dieſer Würden einem Juden anvertraut wer
den könne; doch wenn man auch das Letztere als richtig anneh-
men wollte, könnte man der in der Denkſchrift daraus gemach
ten Schlußfolge nicht beitreten, da den darin ausgeſprochenen
Bedenken ſchon dann ein Genüge geſchähe, wenn die Juden

ſpeziell von den angegebenen Würden ausgeſchloſſen würden
Wie ſollte es aber, wenn es bei der Beſtimmung des Entwurfs
bliebe, von einem Juden wohl erwartet werden können, daß er
die Zeit und Koſten auf die Ausbildung verwenden werde, wel
che die Qualifikation zum akademiſchen Lehramte erfordert, wenn
das höchſte Ziel der ſtaatlichen Anerkennung die ihm zu Theil
werden kann, ſich auf die zweifelhafte Stellung eines Privatdo-
centen und höchſtens das kärglich beſoldete Amt eines außeror
dentlichen Profeſſors beſchränken ſollte.

Noch weniger läßt ſich endlich die Beſtimmung rechtferti-
gen, nach welcher die wiſſenſchaftliche Thätigkeit des Juden le
diglich auf mathematiſche, naturwiſſenſchaftliche und mediciniſche
Lehrfächer beſchränkt ſein ſoll. Denn außer dieſen giebt es,
wenn man auch der Rückſicht für die chriſtliche Religion den
weiteſten Spielraum geſtattet, noch andere Lehrfächer, welche
damit ſo wenig im Zuſammenhange ſtehen, wie die genannten,
z. B. die geographiſchen und linguiſtiſchen.

Das Edikt vom 11. März 1812 lautet allgemein:
„„Sie können akademiſche Aemter, zu welchen ſie ſich geſchickt
gemacht haben, verwalten.“

Es iſt darin keine Ausnahme gemacht, weil die einzige
Ausnahme, welche nothwendig iſt, nämlich die Ausnahme der
jenigen Aemter, welche ihrer Natur nach das chriſtliche Glau
bensbekenntniß vorausſetzen, der Stellen in der theologiſchen
Fakultät, ſich von ſelbſt verſteht, und gewiß läßt es ſich
annehmen daß der Geſetzgeber bei Emanirung des Edikts die
Verhältniſſe reiflich erwogen hat. Welche Gründe den Schöpfer
dieſes Edikts ſpäter vermocht haben, die hervorgehobene Be-
ſtimmung deſſelben durch die Allerhöchſte Kabinets- Ordre vom
18. Auguſt 1822 wieder aufzuheben, iſt nicht zu erſehen. Nach
der Denkſchrift iſt es geſchehen, weil die Beſtimmung ohne
große Mißverhältniſſe nicht durchzuführen geweſen. Dieſer Um-
ſtand veranlaßte ein Mitglied zu der Bemerkung daß um jene
Zeit, als die erwähnte Königliche Kabinets- Ordre erging, an
mehreren Orten Deutſchlands der blinde Fanatismus gegen die
Juden Auftritte erzeugt habe, welche es vielleicht haben beſor-
gen laſſen, daß die Jugend abgeneigt ſein würde, jüdiſchen Leh
rern ſich unterzuordnen, und chriſtliche Lehrer Bedenken tragen
würden, jenen als Kollegen ſich beizuordnen. Ob dieſe Bemer-
kung richtig ſei oder nicht, mußte dahingeſtellt bleiben. Dar-
über aber waren die meiſten Abtheilungs- Mitglieder einig, daß
derartige Verhältniſſe heutzutage nicht mehr beſtehen daß in
den letzten 25 Jahren die chriſtliche Bevölkerung Deutſchlands
mit der jüdiſchen gleich bedeutende Fortſchritte gemacht habe
und die Erſtere jetzt ſich deſſen allgemein bewußt ſei, daß das
wahre Chriſtenthum hauptſächlich dadurch ſich beweiſe, daß man
einen Jeden ohne Unterſchied der Religion mit Liebe umfaſſe,
daß man ſich ſelbſt ehre, wenn man auch in dem Juden den
Menſchen ehrt.

Nach dieſer Betrachtung erklärten ſich dann auch nur zwei
der anweſenden Mitglieder für die Beibehaltung des Entwurfs,
aber auch ſie nur unter der ausdrücklichen Bedingung, daß den
jüdiſchen außerordentlichen Profeſſoren wenigſtens in Beziehung
auf die Gehälter gleiche Rechte mit den ordentlichen Profeſſoren
eingeräumt würden.

Die übrigen 12 Mitglieder entſchieden ſich für die Ver
werfung des Entwurfs, weil ſie es für rechtlich unſtatthaft an
ſahen daß das neue Geſetz hinter dem durch die Bundesakte
garantirten Edikte vom 11. März 1812 zurückbleibe und ſie
außerdem die in der Denfkſchrift entwickelten Anſichten über die
Verbindung der einzelnen den Juden in dem Entwurfe entzoge
nen Lehrfächer mit dem chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe nicht
theilen konnten. Sie waren darin einig:



daß die Juden alle akademiſchen Lehrämter verwalten können,
welche nicht, ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubensbe-
kenntniß vorausſetzen,

und differirten in ihren Anſichten nur in Betreff der Neben
rage:f ihnen auch das Dekanat und Prorektorat oder Rektorat

zu übertragen ſei?
Von ſechs Mitgliedern wurde ſolches mit Rückſicht darauf,

daß mit dieſen Aemtern ſpeziell Disciplinargewalt verknüpft und
bei Promotionen Eides- Abnahme verbunden iſt, verneint von

den anderen ſechs Mitgliedern, welche dieſe Bedenken um ſo
weniger theilen zu können vermeinten, als gedachte Aemter auf
der Wahl der übrigen Profeſſoren beruhen und in den ſeltenen
Fällen der Eides- Abnahme Subſtitution eintreten könne, wurde
die Frage bejaht.

Der Graf v. Schwerin ſtimmte dem Gutachten in
ſoweit bei, als durch die Anſtellung jüdiſcher Docenten nicht
die ſtatutariſchen Beſtimmungen der einzelnen Univerſitäten
verletzt wurden. Dies gab Veranlaſſung die Frage an den
Regierungskommiſſar zu richten, in wie weit die akademi-
ſchen Statuten hieruber Beſtimmungen enthielten. Der
Regierungskommiſſar Bruggemann trug daruüber und über
die gouvernementalen Motive des Entwurfs Folgendes vor:

Der vorliegende Antrag der Abtheilung geht insbeſondere
dahin, die in dem Edikte von 1812 enthaltene Beſtimmung, über
die Zulaſſung der Juden zu akademiſchen Aemtern, auch in das
neue Geſetz aufzunehmen, weil dieſe Zulaſſung zu den durch die
Bundesakte garantirten Rechten der Juden gehöre, und daher
eine Rechts Verletzung darin liege, wenn jenes Recht in dem
neuen Geſetze eine Schmälerung erleiden ſollte. Das Edikt von
1812 ſpricht ſich allerdings über die Zulaſſung der Juden zu
akademiſchen Lehrämtern allgemein aus, ohne ein ſolches Lehr-
amt beſtimmt auszuſchließen. Daß es aber in dieſer ſeiner All
gemeinheit nicht hat angewendet werden ſollen und können, das
zeigt ſich ſofort, wenn jene Beſtimmung auf die theologiſche
Fakultät bezogen wird und auf diejenigen Disziplinen in ande
ren Fakultäten, die nothwendig das chriſtliche Element in ſeiner
eigentlichſten Bedeutung berühren. Der im Edikte von 1812
enthaltene Paragraph bedurfte daher für ſeine Anwendung einer
näheren Beſtimmung und Begränzung, und eben bei dem er-
ſten Falle, in welchem er bei der hieſigen Univerſität zur An
wendung kommen ſollte, zeigte ſich die Nothwendigkeit einer
ſolchen Beſchränkung, die dann freilich ſtatt einer näheren Be
ſtimmung und Beſchränkung in eine Aufhebung des ganzen
Paragraphen im Jahre 1822 übergegangen iſt. Es ſchien da
her dem Gouvernement räthlich, wenn es auf die Zulaſſung
der Juden zu akademiſchen Lehrämtern jetzt zurückzukommen
für angemeſſen erachtete, in der darüber zu erlaſſenden Beſtim
mung zugleich dieſe Gränzen der Zulaſſung der Juden anzudeu
ten, damit ſowohl die wirklich eingeräumte Zulaſſung um ſo
weniger ſpäter einem Zweifel oder einer weiteren Deutung un
terliegen könnte, als auch der Anwendung der gegebenen Be
ſtimmung nicht ein weiterer Umfang gegeben würde, als in der
neuen geſetzlichen Beſtimmung enthalten ſei. Es kam alſo dar
auf an, in dem Geſetz Entwurfe ſelbſt die Gränzen anzudeuten.
Die Gränzen konnten ſich beziehen 1) auf einzelne Univerſitäten
2) auf einzelne Fakultäten 3) auf einzelne Disziplinen in einzelnen
Fakultäten 4) auf die verſchiedenen Stufen der akademiſchen Lehr

ämter.
Was die Zulaſſung zu den einzelnen Unlverſitäten im Allgemei

nen betrifft, ſo hat der Geſetz Entwurf die in dieſer Beziehung ein
tretende Beſchränkung dahin beſtimmen wollen daß Juden nur an
ſolchen Univerſitäten zugelaſſen werden ſollen, an welchen nicht ſtatu
tenmäßig das Bekenntniß einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion ge

e

fordert wird und da eben gewünſcht worden iſt, zu erfahren, wie weit
dieſe ſtatutariſchen Beſtimmungen bei den einzelnen Univerſitäten
reichen ſo nehme ich hier eben ſo wenig Anſtand, als ich es in
der Abtheilung gethan habe, dieſen Umfang durch Angabe jener
ſtatutariſchen Beſtimmung deutlich zu machen. Eine von den
Univerſitäten, welche nicht ein beſtimmtes chriſtliches Glaubensbe
kenntniß von den Lehrenden fordert, iſt die Univerſität Greifswalde
nach ihren Statuten vom Jahre 1549, worin als Hauptzweck der Uni
verſität angegeben wird, daß die Jugend zur Frömmigkeit ſich ge
wöhne und in der chriſtlichen Lehre unterrichtet werde. Es wird
hinzugeſetzt, es ſei die Abſicht des Stifters: daß die Glorie unſe
res Herrn Jeſus Chriſtus ſowohl verbreitet als erhöht werde. Es
folgen ſodann Beſtimmungen, welche allen Lehrenden die Theil-
nahme an dem akademiſchen Gottesdienſte im Tempel des Herrn
zur Pflicht machen. Bekanntlich war vor Erlaß dieſer Statuten
in ganz Pommern die katholiſche Lehre ſchon abgeſchafft und die
Zulaſſung zu Staatsämtern an das lutheriſche Bekenntniß ge
knüpft, und Juden waren im Lande gar nicht geduldet. Der
neunte Artikel des zu Wien am 7. Juni 1815 geſchloſſenen Trak
tats beſtimmt: Se. Majeſtät der König von Preußen verpflichtet
ſich, die Jnſtitute und insbeſondere die Akademie zu Greifswalde
in ihrem gegenwärtigen Zuſtande zu erhalten. Es lehrten aber
keine Juden an dieſer Univerſität, ſo daß dieſelben hier auch für
die Zukunft von der Zulaſſung zu akademiſchen Lehrämtern aus
geſchloſſen ſind. Die Statuten der Univerſität Halle ſprechen ſich
eben ſo beſtimmt aus, indem ſie vorſchreiben: praecipue autem
consensus sit inter omnes et singulos professores in reli-
gione christiana et evangelica, scriptis prophetarum et apo-
stolorum et augustana confessione comprehensa.

Die Lehrer ſollen hiernach übereinſtimmen in der chriſtlichen
und evangeliſchen Lehre, wie ſie in den Schriften der Propheten
und der Apoſtel und in dem Augsburgiſchen Konfeſſionsbekenntniſſe
enthalten iſt. Die Univerſität zu Königsberg hat ihre Conſtitution
in dem Jahre 1546 erhalten. Dieſe ſpricht die Nothwendigkeit
des chriſtlichen Bekenntniſſes aufs beſtimmteſte aus es kann aber
auch die Abſicht des Stifters in Betreff des beſtimmten evangeli
ſchen Bekenntniſſes nicht zweifelhaft ſein. Jn der Eidesformel
wird verlangt, daß der Docent ſchwören ſoll: Jch ſchwöre, daß
ich die wahre und reine Religion des Evangeliums annehmen und
die heilige Lehre nicht mit der Philoſophie verfälſchen werde. Dieſe
Worte können nicht anders, als nach dem Glauben des Stifters
verſtanden werden. Etwas Aehnliches wird wegen der Promotion
vorgeſchrieben. Die neuen Statuten vom 4. Mai 1843 ſprechen
daher aus der urſprünglichen Stiftung gemäß, ſind bei der Uni
verſität Königsberg nur Lehrer evangeliſcher Konfeſſion anzuſtellen.

Die Statuten der Univerſität zu Bonn, welche den 18. Ok-
tober 1818 gegründet worden iſt, ſind unter dem 18. Oktober
1834 ertheilt worden. Es heißt in denſelben Die Univerſität iſt
in Beziehung auf die Religions- und Konfeſſions Verhältniſſe
eine gemiſchte und paritätiſche. Jn der juriſtiſchen Fakultät
ſoll wenigſtens einer der ordentlichen Profeſſoren katholiſcher Kon
feſſion ſein, der das Lehrfach des katholiſchen Kirchenrechts über
nehmen kann ingleichen ſoll in der philoſophiſchen Fakultät immer
ein ordentlicher Profeſſor der Philoſophie von katholiſcher Konfeſ
ſion neben einem ordentlichen Profeſſor evangeliſcher Konfeſſion
angeſtellt, außerdem aber in keiner Fakultät, die beiden theologi-
ſchen ausgenommen, auf die Konfeſſionen der anzuſtellenden Leh
rer Rückſicht genommen werden. Dann iſt auch der Univerſi-
täts- Gottesdienſt paritätiſch beſtimmt. Es folgt mit Beziehung
auf dieſen paritätiſchen Charakter ſodann die ausdrückliche Be
ſtimmung: „Es iſt Unſer ernſter Wille, daß ſämmtliche Mitglie
der ſich immer daran erinnern mögen, daß am meiſten bei einer
gemiſchten Anſtalt Alles vermieden werden muß, was die Rechte
der einen oder anderen Konfeſſion kränken und in dieſer



Beziehung Unzufriedenheit und Klagen verurſachen könnte. Wir
hegen daher zu ſämmtlichen Lehrern das Vertrauen, daß ſie
bei dieſen Verhältniſſen mit chriſtlicher Liebe, mit Vorſicht und
zarter Schonung verfahren““ u. ſ. w. Die Univerſität zu Bonn
iſt alſo eine paritätiſche Univerſität, welche für einzelne Stel
len Lehrer katholiſcher, für andere Lehrer evangeliſcher Konfeſſion,
für alle übrigen Stellen aber Männer verlangt, die ſich entweder
zur katholiſchen oder zur evangeliſchen Kirche bekennen und die in
Beziehung auf das paritätiſche Verhältniß alle mit chriſtlicher
Liebe verfahren ſollen. Die Univerſität Breslau iſt in ihrer jetzi
gen Geſtalt durch die unter dem 3. Auguſt 1811 erfolgte Ver-
einigung der katholiſchen Leopolds Univerſität zu Breslau und
der reformirten Univerſität zu Frankfurt a. O. entſtanden. Es
heißt in dieſer Beziehung: Beide Univerſitäten werden in Anſe-
hung der Verfaſſung, der Perſonen der mit ihnen verknüpf-
ten Stiftungen des Vermögens und der Einkünfte zu einem
Ganzen verbunden. Dieſer Vereinigung entſprechen dann auch
die folgenden ſtatutariſchen Beſtimmungen in welchen das paritä-
tiſche Verhältniß, welches aus der Vereinigung einer evangeliſchen
und einer katholiſchen Univerſität nothwendig hervorgehen mußte,
näher feſtgeſtellt wird. Auch hier iſt, dem paritätiſchen Charakter
gemäß, ein evangeliſcher und ein katholiſcher Univerſitäts Gottes
dienſt angeordnet worden auch hier der eigentliche Lehrſtuhl der
Philoſophie doppelt, mit einem katholiſchen und evangeliſchen Leh-
rer, beſetzt, während es bei den übrigen Lehrſtellen, mit Ausnah
me der theologiſchen, auf die Konfeſſion nicht ankommt. Jn
den neuen Reglements der einzelnen Fakultäten der vereinigten
Univerſität zu Breslau vom 13. September 1840 iſt indeſſen,
unzweifelhaft wegen des paritätiſchen Charakters der Univerſität,
die Zulaſſung zur Privat Doction in allen Fakultäten von dem
chriſtlichen Glaubens Bekenntniſſe abhängig gemacht worden z es
dürfen auch, mit Ausnahme der mediziniſchen Fakultät, nur Chri-
ſten promovirt werden. Das Statut der Univerſität zu Berlin,
erfolgt unter dem 16. Auguſt 1809, enthält nichts woraus auf
das Erforderniß des chriſtlichen Bekenntniſſes für einzelne Docen-
ten geſchloſſen werden könnte. Die Aufgabe der Univerſität wird
dahin angegeben die allgemeine und beſondere wiſſenſchaftliche Bil-
dung gehörig vorbereiteter Jünglinge feſtzuſetzen und ſie zum
Eintritt in die verſchiedenen Zweige des höheren Staats und Kir
chendienſtes tüchtig zu machen. Nur aus der letzteren Beſtimmung
könnte man die Nothwendigkeit des chriſtlichen Bekenntniſſes ableiten,
in der Annahme, daß Männer, die Andere für den Kirchendienſt
auch durch Förderung ihrer allgemeinen wiſſenſchaftlichen Bildung
vorbereiten ſollen, auch ſelbſt der chriſtlichen Kirche angehören
müſſen. Nach den in den hier in Betracht kommenden Beſtim-
mungen mitgetheilten Statuten iſt bei den Univerſitäten Greifs-
walde, Königsberg, Halle, Bonn und Breslau die Ausübung
des Lehramtes an ein beſtimmtes chriſtliches Bekenntniß geknüpft,
und ſind daher dieſe Univerſitäten durch die ſtatutariſchen Be
ſtimmungen als ſolche bezeichnet, auf welchen Juden zu einem
akademiſchen Lehramte nicht zugelaſſen werden können ſo daß
die Univerſität zu Berlin allein als eine ſolche übrig bleibt, an
welcher die Juden nicht ſchon durch die Statuten der Univerſität

ausgeſchloſſen ſind.

Das iſt es, was ich über die in Beziehung auf die Zulaſ
ſung der Juden zu akademiſchen Lehrämtern an einzelnen Univer-
ſitaäten ſtatutenmaßig eintretende Beſchrankung mitzutheilen hatte.
Jch will mich hier auf eine Begruundnng des Erforderniſſes eines
chriſtlichen Prinzips in den höheren und höchſten Bildungsanſtal
ten nicht einlaſſen, weil ich bei der Diskuſſion uüber den folgenden
Abſchnitt, wo dieſes Moment weit ſchärfer hervortritt, Veran
laſſung haben werde, darüber mich auszuſprechen. Die Noth-
wendigkeit einer weiteren Beſchränkung der Zulaſſigkeit der Juden
zu akademiſchen Lehramtern konnte in den einzelnen Fakultäten

gefunden werden. Jch darf über die theologiſchen Fakultäten
wohl kein Wort verlieren, da es ſich von ſelbſt verſteht, daß Ju
den bei dieſen nicht zugelaſſen werden durfen. Was die juriſtiſche
Fakultat detrifft, ſo iſt in den Motiven ſchon ausgefuhrt, daß
man für diejenige Fakultaät, deren Mitglieder die Staats
Rechts und FamilienVerhaltniſſe in ihrer Entſtehung in ihren
Grundlagen vom Standpunkte des Rechtes aus darſtellen und
begruunden, welche von demſelben Standpunkte aus der Geſetz
gebung im Staate die Hand bieten, ihre Beſchluſſe durch den An
bau der Wiſſenſchaften vorbereiten und auf dem Wege einer heil-
ſamen weiteren Entwickelung leiten und unterſtutzen, die künftigen
Diener des Staats für ſeine richtende und verwaltende Thatigkeit
bilden ſollen, daß man für dieſe Fakultät wegen des Zuſammen
hanges und Einfluſſes der Rechtswiſſenſchaft mit den vorher an
gedeuteten Staats und Familien Verhaltniſſen, bei welchen
chriſtliche Lebens- Anſchauung ſtets ein entſcheidendes und niemals
auszuſchließendes Moment bleiben wird nur Lehrer chriſtlichen
Bekenntniſſes anſtellen könne. Es iſt ja auch gar nicht zu be
ſtreiten, daß wenigſtens die Anſchauung Sitten und die Fami-
lien- Verhaltniſſe von 16 Millionen Chriſten, die der Staat zu
ſeinen Unterthanen zahlt, im chriſtlichen wie im germaniſchen
Prinzipe wurzeln, und weil dieſe Lebens- Anſchauung nicht ver
ändert und getrubt werden ſoll, ſo iſt hinreichender Grund vor-
handen, eine ſolche Trubung derſelben durch das Eintreten von
Mannern, die einer anderen religiöſen und nationalen Anſchauung
folgen, hier entſchieden fern zu halten. Das iſt aber nicht der
einzige Grund fur die Ausſchließung der Juden von der juriſti
ſchen Fakultät. Die preußiſchen Univerſitäten oder die juriſtiſchen
Fakultäten insbeſondere, laſſen zur Habilitation bei denſelben als
Privat Docent Niemand zu, der nicht auf dem geſetzlich vorge
ſchriebenen Wege das Doktorat utriusque juris erworben hat.
Dieſes Doktorat utrinsque juris ſchließt das civilrechtliche und
kirchenrechtliche Doktorat in ſich. Das kirchenrechtliche iſt von
jeher, und insbeſondere fuhrt auch die erſte Stiftung der Univer
ſitääten auf dieſe Anſicht zuruck, als eine kirchliche Wurde ange
ſehen worden. Es iſt auch von da an bis jetzt das Doktorat
utriusque juris als untheilbar betrachtet worden und die inlaän-
diſchen Univerſitäten haben ſich, ſo viel ich weiß, weder zu einer
Theilung des Doktorats entſchließen kounnen, noch auch das Dok-
torat utriusque juris an Juden ertheilt, welche ſich dadurch zu
Privat Docenten in der juriſtiſchen Fakultät fahig machen woll-
ten ob es an ſolche ertheilt iſt die ſich dadurch blos einen Titel
erwerben wollten, vermag ich nicht zu ſagen. Jn neueſter Zeit,
aber nicht früher, als die Frage von der Emancipation der Juden
und ihrer Zulaſſung zu Staats- und akademiſchen Aemtern von
allgemeinerer Bedeutung geworden iſt, ſind einzelne, aber doch nur
ſehr wenige Ausnahmen von dem eben angeführten Brauche vor
gekommen.

Es hat die Univerſität Heidelberg keinen Anſtand genom-
men, ich weiß nicht, ob in einem oder in mehreren Fällen,
auch Juden zu Dr. utriusque juris zu ernennen andere Uni-
verſitaäten, welche das für bedenklich hielten, haben verſucht,
das bisher untrennbare Doktorat zu theilen und einen Juden
zum Dr. jur. fähig zu machen, wie dies auf der Univerſität zu
Roſtock geſchehen iſt. Als die Univerſität Roſtock über ihr Ver
fahren zu einer Erklärung aufgefordert wurde, hat die juriſti
ſche Fakultät ſich dahin erklart, ſie habe geglaubt, einen Juden
nur zum Dr. juris eivilis, aber nicht zum Dr. utriusque jurisernennen zu können. Da der Doktor des geiſtlichen Rechts als

ſolcher zur wiſſenſchaftlichen Vertretung und Aufrechthaltung der
chriſtlich kirchlichen Rechtsverfaſſung verpflichtet ſei, ſo konne
der Jſraelit unmöglich einen Eid ſchwören, worin er ſich feier
lich verpflichte, Alles, was das Amt eines Doktors des geiſtli
chen Rechts mit ſich bringe, aufs gewiſſenhafteſte zu erfullen.



Wurde er auch vielleicht aus mangelnder Einſicht in die wahre
Natur dieſes Amtes einen ſolchen Doktor-Eid ableiſten, ſo
wurde es ihm dennoch in der Folge nicht ſchwer werden, von
jedem Rabbi dieſes Eides entbunden zu werden, wogegen ſelbſt
die gewöhnlichen Solemnitäten des Juden Eides keine Gewähr
leiſten wurden, abgeſehen von dem Widerſpruche, durch Hulfe
der Synagoge und ihrer Rabbiner größere Treue gegen die von
ihnen angefeindete chriſtliche Kirche erzwingen zu wollen. Darum
habe ſie jenen Juden nur zum Dr. jur. gemacht. Es wurde
ein beruhmter Rechtslehrer, der fruüher eine Zierde der Univerſi-
tät zu Göttingen war und ſpäter unſerem Staate angehörte,
aufgefordert, ſeine Meinung uber das von der Fakultät befolgte
Verfahren auszuſprechen. Es war der beruühmte Rechtslehrer
Karl Friedrich Eichhorn der ſich mit der Anſicht der juriſtiſchen
Fakultät zu Roſtock nach dem von ihr genommenen Stand-
punkte einverſtanden erklärte. Es werden alſo Juden auch aus
dem Grunde von den Lehr- Aemtern der juriſtiſchen Fakultät
auszuſchließen ſein, weil ſie den zum Dociren erforderlichen aka
demiſchen Grad in ſeinem ganzen Umfange nicht erwerben kön-
nen. Von der mediziniſchen Fakultät rede ich nicht, da der
Geſetz- Entwurf in Beziehung auf dieſelbe eine Beſchränkung
nicht eintreten läßt. Jch komme auf die philoſophiſche Fa
kultaät. Das Gouvernement hat ſich bemuht, gerade bei der
Zulaſſung der Juden zum Amt eines akademiſchen Lehrers in
dieſer Fakultäat zu zeigen daß es nicht mit allzu angſtlicher Eng
herzigkeit verfahre, vielmehr da die Juden eintreten laſſen wolle,
wo die Beziehung auf das chriſtliche Prinzip wenigſtens zu

rücktritt

Ueber die hier zu ziehenden Gränzen zwiſchen den einzel-
nen Disziplinen, bei welchen ein mehr oder weniger tieferes
Eingreifen des chriſtlichen Prinzips ſtattfindet, daruüber kann
man allerdings verſchiedener Meinung ſein.

Es iſt den Juden der Vortrag fur die mathematiſchen und
natur wiſſenſchaftlichen Disziplinen eingeraäumt worden, und da
ich nicht vorausſetze, daß dieſe Jemand in der Verſammlung
den Juden entziehen wolle, ſo ſehe ich mich nicht veranlaßt,

daruüber mich weiter auszuſprechen.

Die wichtigſte hier in Betracht kommende Disziplin iſt
wohl die Philoſophie. Jch will nicht unterſuchen, ob die Phi-
loſophie ihre Forſchungen vorausſetzungslos beginnen müſſe,
ob ſie die Grundlehren des Chriſtenthums, als der hochſten
Vernunft entſtammend, als gegeben anzuſehen habe; ich gebe
zu, daß ſie ihre Forſchungen ohne alle Vorausſetzung beginnen
könne. Wichtiger als der Anfangspunkt der Philoſophie iſt
aber das Reſultat, zu dem ſie gelangt, welches vielleicht
den Jnhalt der chriſtlichen Lehren nicht erreicht, ohne ihnen
jedoch zu widerſprechen, aber auch mit denſelben in direkten Wi-
derſpruch treten kann, wobei der Antheil deſſen welchem das
Chriſtenthum göttliche Offenbarung iſt, nicht zweifelhaft ſein kann.
Der freien wiſſenſchaftlichen Forſchung ſoll eine Schranke nicht
geſetzt werden aber darum handelt es ſich, ob demjenigen durch
die Autorität des Staats das philoſophiſche Lehramt übertragen
werden ſoll, der nach ſeiner religiöſen Anſchauung dem Chriſten-
thume feindlich gegenüberſteht, während demjenigen, der im Chri-
ſtenthume geboren und unter den Segnungen deſſelben aufge
wachſen und ſeine Lebens- Anſchauungen und Anſichten unter der
Einwirkung chriſtlicher Verhältniſſe und Lehren gebildet hat, in
dem Vertraucn, daß er dem Chriſtenthum nicht feindlich ent
gegentreten werde, weil die wahre Philoſophie ihm nicht wider
ſprechen konne, daß der in ihm wohnende chriſtliche Geiſt bei
ſeinen Forſchungen ein ſtiller, lautloſer Fuhrer und Warner ſein
werde, vertrauungsvoll ein philoſophiſches Lehramt übertragen wer
den kann.
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Eine andere hierher gehörige Disziplin iſt die Geſchichte.
Wenn in der Geſchichte nicht blos einzelne Thatſachen erzahlt, ſon
dern auch nachgewieſen werden ſoll, wie Gott die Schickſale
Einzelner und ganzer Völker ihrem Ziele entgegenfuhrt, wie die
Geſchichte mit goöttlicher Offenbarung beginnt, die Erſcheinung
des Chriſtenthums vorbereitet und, nachdem daſſelbe in die Welt
gekommen, unter ſeinem Einfluſſe alle Verhältniſſe des Lebens
ihrer Umgeſtaltung und weiteren Entwickelung entgegengefuührt
worden, ſo würde es doch einem Juden wohl unmoglich werden,
die Geſchichte in dieſem Sinne aufzufaſſen und zu behandeln.
Wie ſoll ein Jude das Weſen des chriſtlichen Geiſtes begreifen,
das Streben der Völker in chriſtlicher Staaten Bildung, die
Kampfe des Staates und der Kirche richtig auffaſſen und wurdi-
gen kounnen? Wie kann man einen Mann fur die Lehrkanzel der
Geſchichte berufen der vermööge ſeiner religiöſen Ueberzeugung leh-
ren könnte, daß ein falſcher Prophet aufgeſtanden ſei in der Perſon
desjenigen, den das Chriſtenthum göttlich verehrt, und wo durch deſs-
ſen Lehre die kunftigen Diener des Staats und der Kirche gebildet
werden ſollen Es ſind alſo auch hier Ruckſichten gegen die chriſtliche
Kirche zu nehmen und Richtungen und Beſtrebungen, welche
dem Chriſtenthume direkt entgegentreten, fern zu halten. Es
ſind in dem Gutachten der Abtheilung auch die linguiſtiſchen
Disziplinen berührt, von denen die Juden ausgeſchloſſen ſeien.
Jch würde kein Wort darüber verlieren, ob den Juden auch
dieſe Disziplinen zu überlaſſen ſeien, wenn man blos die gram-
matiſche Kenntniß der Sprachen darunter begreift. Sollte aber
unter den linguiſtiſchen Disziplinen auch das ganze philoſophi-
ſche Gebiet, insbeſondere die Kenntniß des klaſſiſchen Alterthums
der Griechen und Römer begriffen ſein, ſo berührt dieſe Dis-
ziplin die ganze geiſtige Bildung des Menſchen. Es kommt
hierbei nicht blos auf Kenntniß der alten Sprachen ſondern
ganz beſonders auf die Einführung in den ganzen Geiſt des
klaſſiſchen Alterthums an, der die herrlichſten Blüthen der
Humanität hervorgebracht hat, der nicht blos richtig und tief,
ſondern mit dem höchſten Maßſtabe, den ewigen Wahrheiten
des Chriſtenthums, als den höchſten Prinzipien, aufgefaßt und
beurtheilt werden muß.

Da gerade diejenigen Studirenden in den Geiſt des klaſſi
ſchen Alterthums eingeführt werden ſollen, welchen künftig die
Bildung der chriſtlichen Jugend in den Gymnaſien und anderen
Unterrichts- Anſtalten anvertraut werden ſoll, die an der Be
trachtung der Werke der Alten ihren eigenen Geiſt ſtärken und
bilden, aber auch vergleichend die Wohlthaten und die Segnun-
gen des Chriſtenthums ſchätzen lernen ſollen. Deshalb glaubte
man auch die hierher gehörenden Disziplinen den Juden vor
enthalten zu müſſen. Was die weitere Beſchränkung betrifft,
ſo hängt dieſe mit dem allgemein angenommenen Grundſatze zu
ſammen, daß obrigkeitliche Aemter Juden nicht anvertraut wer
den ſollen. Da aber ohne Beſchränkung der Juden auf die
Stellung des Privatdocenten und die außerordentliche Profeſſur
derſelben auch das Amt des Rektors, des Dekans, ſo wie die
Theilnahme an den Senatsrechten, mithin an der Ausübung
der Sittenpolizei und Jurisdiction zuſtehen würde, ſo ſchien
jene Beſchränkung nothwendig. Auch andere Gründe haben da-
bei noch obgewaltet, weshalb ich mich auf die Denkſchrift be
ziehe. Wenn man aber darin eine Zurückſetzung der Juden fin
det, daß dieſelben auf das Gehalt der außerordentlichen Pro
feſſoren beſchränkt bleiben ſollen, ſo glaube ich in Ausſicht ſtellen
zu können daß dieſe Zurückſetzung nicht ſtattfinden, vielmehr
der Genuß des Gehalts auch bei den jüdiſchen Docenten über
jene Gränze hinausgehen werde. Das ſind die Motive des
Geſetz-Entwurfs, wobeiich vorläufig ſtehen bleiben will. (Bravo!)

Der pommerſche außerdienſtliche Premierlieutenant von
Thadden ſprach in ſeiner bekannten Weiſe gegen die Ju-
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den und fur die Regierungsabſichten; er ſprach in einer
Art, daß das von ihm zur Kurzweil der Verſammlung
vorgeleſene Hexen-Einmaleins aus der Hexpenſcene des Fauſt
von Goöthe recht poſſierlich in ſeine Rede hineinpaßte.
Darauf betrat der Freiherr v. Vincke die Tribuüne:

Jch will nicht eine Bemerkung des verehrten Mitgliedes für
die Niederlauſitz auf den eben gehörten Vortrag anwenden und
ihn heiter nennen, ich überlaſſe Jedem, davon zu halten, was er
will ich kann aber dem verehrten Mitgliede nicht in die Zeit der
Hexen und HexenProzeſſe folgen obgleich der vorgelegte Geſetz
Entwurf allerdings manche mittelalterlichen Tendenzen an ſich
tragen mag. Was die Zulaſſung der Juden zu akademiſchen
Staats Aemtern betrifft, ſo kann ich allerdings wenn ich das
Edikt vom Jahre 1812 unbefangen erwäge, in dem neuen Geſetz
Entwurf nur einen Rückſchritt gegen die Beſtimmungen der frü-
heren Geſetzgebung finden denn es iſt ausdrücklich in dem Edikt
enthalten daß die Juden zu allen akademiſchen Aemtern zugelaſ
ſen ſein ſollen zu denen ſie ſich geſchickt gemacht haben. Es kann
alſo nach meiner Anſicht nur darauf ankommen, daß ſie ihre
Qualification dazu nachweiſen. Wenn der Herr Regierungs Com-
miſſar geſagt hat, daß beſtimmte Klauſeln in der Faſſung des
Edikts enthalten ſeien ſo ſtimme ich dem zwar bei, denn es kann
ein Jude ſich allerdings nicht qualifizirt machen zur Bekleidung
einer Profeſſur der Theologie, alſo findet in ſofern eine Klauſel
des Edikts auf ihn Anwendung, während er ſich zu allen anderen
Disziplinen, welche nicht das chriſtliche Bekenntniß vorausſetzen,
unbedingt geſchickt machen kann. Er kann die geſetzliche Prü-
fung beſtehen und wird dann im Sinne des Geſetzes qualifizirt
ſein. Jn ſofern die Kabinets- Ordre von 1822 jene Beſtim
mung aufgehoben hat ſo war dies allerdings damals ſchon
ein Rückſchritt, und derſelbe mit der Beſtimmung der Bundes-
Akte, die den Juden alle Rechte laſſen wollte, welche ſie da
mals beſaßen, nach meiner Ueberzeugung nicht vereinbar. Jch
glaube aber, daß hier auf dieſe Kabinets- Ordre um ſo weniger
hingewieſen werden darf, als nach der Miniſterial-Denkſchrift
dieſe Beſtimmung nicht auf geſetzlichem Wege publizirt worden iſt,
ſondern blos eine Bekanntmachung des Staats Miniſteriums in
der Geſetzſammlung darauf Bezug genommen hat, und ſowohl
nach der heute zu Recht beſtehenden Geſetzgebung, als nach der
früheren eine Bekanntmachung des Staats Miniſteriums die Kraft
eines Geſetzes nicht beſitzen kann.

Einen noch groößeren Ruckſchritt finde ich allerdings in der
jetzigen Beſtimmung worin ausdrucklich geſagt iſt, daß ſie nur
zu beſtimmten Aemtern zugelaſſen ſein ſollen, wodurch ihnen alſo
die akademiſchen Aemter, die ihnen das Edikt von 1812 ein-
räumt, wieder entzogen worden ſind. Es iſt das in vielen ſpe-
ziellen Beziehungen von dem Herrn Regierungs -Kommiſſar zu
rechtfertigen verſucht worden. Wenn es nun auch nicht moglich
iſt, einem ſo vollſtändig ausgearbeiteten Vortrage in allen einzel
nen Worten und Buchſtaben zu folgen, ſo will ich doch verſu-
chen vom allgemeinen Standpunkte einige dieſer Behauptungen
zu beleuchten. Ueber die Theologie habe ich mich eben geäußert.
Jch glaube, daß es ſich von ſelbſt verſteht, daß die Juden zu
chriſtlich theologiſchen Lehramtern nicht zugelaſſen werden können,
wie zu einer Profeſſur der jüdiſchen Theologie, umgekehrt auch
kein Chriſt zugelaſſen wird. Was die Jurisprudenz betrifft, ſo
muß ich bekennen, daß ich nach meiner Kenntniß der Rechts
wiſſenſchaft nicht einſehe, wie auf der chriſtlichen Lebensanſchau
ung die Jurisprudenz beruhen kann, namentlich wie die chriſtliche
Lebensanſchauung dem Pandektenrecht zu Grunde liegen ſoll, wel
ches noch heute die wichtigſte Grundlage unſerer Jurisprudenz
bildet. Wenn geſagt wird, daß der Jude nicht Doctor juris
werden koönne, weil er nicht den vorgeſchriebenen Eid leiſten und
die darin enthaltene Verpflichtung erfüllen kann, welche die Ver

theidigung der chriſtlichen Religion von ihm fordert, ſo finde ich
in dieſem ganzen Doktor Eide auch nur ein Ueberbleibſel mittel-
alterlicher Formen, was ich jetzt fur durchaus uberflüſſig halte.
Jch ſehe nicht ein, warum Jemand nicht ganz einfach ein Exa
men beſtehen kann, worin er ſeine Befähigung zur Profeſſur nach
weiſt, warum es nöthig iſt, ihn in die Formen einer Doktor-
Promotion zu bannen. Das iſt eine leere Spielerei mit Formen,
auf die auch, ſo viel ich weiß, nicht mehr auf allen Univerſitäten
Werth gelegt wird, und ich halte daher um ſo weniger dafuür,
daß man von dem Erfuüllen einer ſolchen, im Laufe der Jahr
hunderte ganz leer gewordenen Form die Erlangung der Profeſſur
abhängig machen ſoll. Will man dennoch die Spielerei beibe
halten, ſo ſteht ja nichts entgegen den Eid in der Synagoge ab
zunehmen und die Faſſung zu modifiziren.

Das mag, meiner Anſicht nach, für die Jurisprudenz genü-
gen; denn wenn von der Profeſſur des Kirchenrechts geſprochen
worden iſt, ſo ſteht nichts entgegen, obgleich auch das Kirchen
recht nicht weſentlich mit dem chriſtlichen Glaubensbekenntniß zu
ſammenhängt, von dieſer ſpeziellen Profeſſur die Juden auszu
ſchließen und ihnen alle anderen juriſtiſchen Profeſſuren zugäng-
lich zu machen.

Es iſt ferner davon die Rede geweſen, daß ſie nicht Profeſ
ſoren der eigentlich philoſophiſchen Doktrinen werden könnten. Der
Herr Regierungs Kommiſſar hat aber ſelbſt geſagt, wenn ich ſei
nen Worten richtig gefolgt bin, daß nicht nothwendig ſei daß
die Philoſophie von einer beſtimmten Vorausſetzung oder von einer
konfeſſionellen Grundlage ausgehe, und wenn ich das Weſen der
Philoſophie recht auffaſſe, ſo glaube ich auch, daß die konfeſſio
nelle Grundlage eine durchaus unrichtige Baſis für die Philoſophie
ſei. Die Philoſophie hat ihre Grundſätze aus der Betrachtung der
Abſolution, aus den allgemeinen Geſetzen des Denkens abzuleiten
und ſich nicht an eine beſtimmte Offenbarung anzuſchließen. Sie
kann recht wohl durch die Folgerungen, die ſie aus den allgemei-
nen Geſetzen des Denkens ableitet, zu denſelben Reſultaten, wie
die poſitive Offenbarung, gelangen obgleich ſie davon nicht aus
zugehen hat, ja, es widerſpricht den Forderungen der Philo
ſophie, von poſitiven Sätzen auszugehen, vielmehr ſoll ſie aus den
allgemeinen Grundſätzen des Seins und Denkens ihre Theorieen
entwickeln. Es iſt von dem Herrn Regierungs Kommiſſar zuge
geben worden, daß die Philoſophie chriſtliche Grundſätze nicht vor
auszuſeßzen brauche, und ich glaube alſo, daß die Sätze, die ich
ſo eben entwickelt habe, nicht unrichtig ſind zumal wenn wir uns
auch ich darf wohl den Ausdruck gebrauchen an hiſtoriſche
Perſonen erinnern. Jch erlaube mir daran zu erinnern daß zwei
hochbedeutende Männer der Philoſophie Spinoza und Mendels
ſohn, Juden waren, und ich habe nicht geglaubt, daß man ſie
deshalb als Philoſophen geringer angeſchlagen hätte. Jch glaube,
wenn Spinoza und Mendelsſohn heute an der berliner Univerſi
tät ſich habilitiren wollten, ſie alle Urſache hätte, ſich dazu zu
gratuliren. (Vielfaches Bravo.)

Was die Auffaſſung der Geſchichte betrifft, ſo kommt es bei
ihr darauf an, die Thatſachen richtig darzuſtellen, aber beſtimmte
praktiſche Anwendungen für Glaubens Anſichten daraus herzulei
ten, muß Jedem überlaſſen bleiben. Die Geſchichte iſt nur rein
objektiv aufzufaſſen und darzuſtellen und der Lehrer der Ge
ſchichte hat ſich nur mit der objektiven Auffaſſung derſelben
zu befaſſen. Und wenn ein Jude die Aeußerung von Gott-
fried von Bouillon zu referiren hätte ſo wird er ſie doch
wohl nicht anders referiren, als ſie gethan worden. Jch will ihm
überlaſſen, was er daraus folgert; für mich genügt es, wenn er
die Thatſache richtig mittheilt, mag er die Krone nur als Krone
anſehen oder ſie mit der Dornenkrone verbinden wie das ge
ehrte Mitglied der pommerſchen Ritterſchaft gethan hat

(Große Heiterkeit.)



Jch glaube, daß jeder Chriſt, der einer ſolchen Vorleſung
eines Juden folgt, ſo viel Feſtigkeit der Religions- Anſichten auf
die Univerſität mitbringt, daß er nicht bei einer objektiv richtigen
Darſtellung, an die der Docent eine falſche, eine unrichtige
Folgerung anknüpft, zu den falſchen Propheten hinübergeführt
wird. Wenn geſagt wird, die Rückſicht auf die Kirche for
dere, daß man keine Juden als Profeſſoren anſtelle, ſo muß ich
dem widerſtreiten. Jch bin der Anſicht, daß der Staat der Kirche
keine Rückſichten zu gewähren habe; es haben beide ihre Sphäre
für ſich, und es ſteht die Kirche viel zu hoch, als daß ſie ſich
vom Staate Dienſte leiſten zu laſſen hätte. Das Reich der
Kirche iſt weſentlich ein inneres, auf die innere Ueberzeugung ge
gründet, und jede innere Ueberzeugung eines Menſchen thut mir
leid, wenn ſie erſt durch den Staat gewährleiſtet werden ſoll.

(Stürmiſches Bravo.)
Sie muß in ihm vorwalten, und wenn ſie nicht in ihm

vorwaltet, ſo weiß ich nicht, durch welche innere Zwangsmittel
des Staates die innere Ueberzeugung produzirt werden ſoll.

(Eben ſo ſtarkes Bravo!)
Die geographiſchen Disziplinen ſind den Juden nachgelaſſen

worden in den linguiſtiſchen aber iſt wieder ein Unterſchied ge
macht, und zwar der zwiſchen Vorleſungen über Grammatifkali-
ſches und zwiſchen den über den Geiſt des Alterthums. Der Herr
Regierungs Kommiſſar hat den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums
als einen ſolchen bezeichnet, welcher von der Humanität ohne
chriſtliche Erleuchtung belebt ſei, und eben, weil das
klaſſiſche Alterthum nicht von dem Chriſtenthum erleuchtet
worden iſt finde ich gerade den Juden beſonders geeignet,
den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums unbefangen darzuſtellen,
weil er dieſen Geiſt objektiv auffaßt, ohne von einem
vorgefaßten chriſtlichen Urtheile ſich leiten zu laſſen. Jch will
den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums nicht im chriſtlichtheologi-
ſchen Geiſte dargeſtellt haben ſondern ſo, wie die Alten ſelbſt
ihre Zeit betrachtet haben. Wer das Alterthum benutzen will,
um kirchliche Theorieen daraus zu entwickeln, der wird bei dem
Ziele vorbeiſchießen und den Geiſt nicht treffen, den der Herr
Regierungs Kommiſſar als den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums
bezeichnet hat. (Abermals donnerndes Bravo!)
Wenn ich glaube, ausgeführt zu haben, daß Juden zu allen

akademiſchen Lehrämtern fähig ſeien, ſo ſehe ich nicht ein, warum
man ſie nicht des Vorzugs theilhaftig machen will, eine ordent-
liche Profeſſur zu bekkeiden. Wenn geſagt worden iſt, daß die
Dekane eine gewiſſe obrigkeitliche Function ausubten, ſo muß ich
geſtehen daß ich nicht weiß, welche es ſein ſoll. Wenn von
dem Univerſitats- Richter die Rede wäre, ſo wollte ich es mir
gefallen laſſen, aber aus meiner akademiſchen Erinnerung weiß
ich nicht, daß der Dekan oder Rektor obrigkeitliche Gewalt aus-
übt, den einzigen Fall ausgenommen, daß man ihm den Hand-
ſchlag giebt auf Befolgung der akademiſchen Geſetze. Wenn
es aber zu Contraventionen kommt, ſo tritt der Univerſitats
Richter ein. Das iſt die einzige Obrigkeit, welche dem Stu-
denten entgegentritt, wenn ſie ihm auch ſehr unanzenehm iſt.

e u (Gelächter.)FJm Uebrigen wurde nichts entgegenſtehen, wenn man auch
beſchlöſſe, hier eine Ausnahme eintreten zu laſſen, wie wir ja
ahnliche Ausnahmen durch die frühere Abſtimmung ſanctionirt
haben. Jedenfalls iſt die obrigkeitliche Function der Dekane
ſehr unbedeutend. Wollte man aber auch hier den angenomme-
nen Grundſatz verlaſſen ſo würde es doch eine unrichtige Fol
gerung ſein wenn man die Juden deshalb von der ordentlichen
Profeſſur ausſchlöſſe. Man kann ja ſagen, ſie ſollen ordentliche
Profeſſoren werden, nur nicht in den Senat gewählt werden
und nicht Dekane und Rektoren ſein können. Warum man
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aber ihnen deshalb, weil ſie nicht Dekane und Rektoren werden
ſollen, auch die Möglichkeit entziehen will, ordentliche Profeſſoren
zu werden, dieſe Schlußfolgerung hat mir nicht einleuchten
wollen. (Bravo!)

Jch will zum Schluſſe die verehrte Verſammlung nur an
den Grundſatz erinnern zu dem ſie ſich bei mehreren Gelegen

heiten in überwiegender Mehrheit bekannt hat, an den Grund-
ſatz, nicht konfeſſionelle Unterſchiede dahin zu bringen, wo ſie
nicht hingehören, und nicht da, wo es ſich nicht um Religion
handelt, ſondern nur um wiſſenſchaftliche Tendenzen, den kon
feſſionellen Standpunkt feſtzuhalten. Wenn man das bei den
Elementarſchulen feſtgeſtellt hat, wo der jugendliche Geiſt noch
empfänglich für alle Eindrücke iſt, warum wollen wir jenen
Grundſatz nicht für die höheren Bildungsſchulen anerkennen,
wo Jeder, der ſie betritt, ſchon der wiſſenſchaftlichen und reli
giöſen Vorbereitung ſich zu erfreuen gehabt hat, in den Schoß
der Kirche als erwachſener Menſch aufgenommen worden und
vor allen Einwirkungen geſichert iſt, ſelbſt wenn dieſe ſolche ſein
könnten, wie der Herr Regierungs Kommiſſar ſie bezeichnet
hat. Darum halten wir konſequent an dem Grundſatz feſt,
wenn wir von den höheren Bildungs- Anſtalten die ſich als
Sitz der Humanität in Preußen ſtets ausgezeichnet haben, die
engen konfeſſionellen Rückſichten ausſchließen, auch wenn die
Statuten einer Univerſität mit dieſem Grundſatze nicht in Ein-
klang ſtehen ſollten. Es iſt uns aber in dankbarer Erinnerung,
daß man ſchon im Jahre 1809 nicht einen ſo engen Stand-
punkt einnahm, und die Statuten der berliner Univerſität wei
ſen keinen ſo engen Standpunkt auf. (Donnerndes Bravo!)

Somit haben wir Grund genug, die andern Statuten,
die dem ſechzehnten Jahrhundert angehören, aus dem Stand-
punkte des neunzehnten Jahrhunderts zu beleuchten und darauf
anzutragen, daß ſie in dem Geiſte des neunzehnten Jahrhun-
derts modifizirt werden. Von einer Kränkung von Privatrech-
ten kann dabei wohl nicht die Rede ſein denn die Stifter un
ſerer Univerſitäten ſind die Landesherren ſelbſt geweſen. Sie
haben ſie zum allgemeinen Beſten des ganzen Landes geſtiftet,
geſtiftet als Pflanzſchulen für die Aufklärung und Humanität,
und ſie ſind daher auch wohl befugt, ihre Privilegien im Sinne
des neunzehnten Jahrhunderts zu modifiziren. (Ungemein gro
ßer Beifallsruf und lang anhaltendes Bravo!)

Der Geheimerath v. Maſſow erklärte, daß der Vor-
trag des Regierungskommiſſars ihn in der Ueberzeugung
beſtärkt habe, der Geiſt des Chriſtenthums muſſe uüberall
die Wiſſenſchaft durchwehen. Auf eine Beweisfuührung ließ
er ſich aber in ſeiner kurzen Bemerkung nicht ein weil der
Regierungskommiſſar bereits Alles geſagt hatte. Dem Herrn
iſge e folgte auf der Tribüne der Kaufmann Me-
viſſen:

Meine Herren! ich glaube, daß es dem verehrten ritterſchaftli-
chen Abgeordneten von Weſtfalen vollkommen gelungen iſt, vor Jhnen
darzuthun, daß die Rechte, welche den Juden bereits durch das
Geſetz von 1812 in Bezug auf akademiſche Lehr Aemter gewährt
worden ſind heute nicht in beſchränktem Sinne interpretirt wer
den dürfen, daß dieſe Rechte in ihrem vollen Umfange aufrecht
erhalten werden muſſen. Wenn dieſem Edikte ältere ſtatutagriſche
B. ſtimmungen einzelner Univerſitäaäten aus dem 16ten Jahrhun-
dert entgegenſtehen ſo glaube ich, daß jene Beſtimmungen im
Laufe der Zeit weſentliche Modificationen erlitten haben, daß ſie
noch in neuerer Zeit gerade durch jenes Edikt von 1812 modi-
fizirt worden ſind, und daß ſie heute nicht mehr gelten. Es wird
aber weſentlich darauf ankommen außer dem rechtlichen Stand-
punkte, der fur den Juden aus dem Edikt von 1812 hervorgeht,

(Der Beſchluß folgt in der Beilage.)
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d svvvd vddoogrdv9J9J9lTggiugè IjJygy J ehe e e

S 82 2 2 2 2



u v S V W

ie

Beilage zu Nr. 145 des Couriers, Hall. Zeitung für Stadt und Land.
Freitag, den 25. Juni 1I87.

2

noch auf den Standpunkt aufmerkſam zu machen, den die Aus-
fuührung des Königlichen Kommiſſars, der freien Wiſſenſchaft
gegenüber, einnimmt. Wenn derſelbe darzuthun verſucht hat, daß
zu den akademiſchen Lehr Aemtern vorzugsweiſe ein weſentlich
chriſtlicher Geiſt nothwendig ſei, ſo kommt es vor allen Dingen
darauf an zu unterſuchen, worin der chriſtliche Geiſt beſteht, und
wie er jedem Einzelnen anſchaulich und ſichtbar gemacht werden
kann. Um ihn zu begreifen, muß vor Allem das myſtiſche Dun-
kel, worin er eingehullt iſt, zerſtreut werden. Meine Herren
wenn wir einige Jahrhunderte in die Geſchichte zurückgehen und
uns über das Weſen des chriſtlichen Geiſtes Klarheit zu verſchaf
fen ſuchen, ſo finden wir, daß die Auffaſſung dieſes Geiſtes am
Schluſſe des vierzehnten Jahrhunderts eine andere war,
als am Schluſſe des funfzehnten Jahrhunderts, am Schluſſe
des 15ten Jahrhunderts eine andere, als am Schluſſe des 16ten
Jahrhunderts. Aus dem Munde des Herrn Regierungs Kom-
miſſars haben wir gehört, daß eines der Statute, welche er an
fuhrte, das Statut der Univerſität zu Greifswalde vom Jahre
1462 datire, in ſofern die Notiz, welche ich mir gemacht habe,
richtig iſt.

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Vom Jahre 1549.
Abgeordn. Meviſſen: So iſt meine Notiz falſch. Jch

glaubte gehört zu haben, daß es vom Jahre 1462 ſei. Jſt es
von 1549, ſo ſtoößt das allerdings die Folgerung um, die ich
darauf zu gründen gedacht hatte. Jch wollte namlich darauf auf
merkſam machen, daß vor der Reformation nur eine Auffaſſung
des chriſtlichen Geiſtes für die ganze chriſtliche Welt die ka-
tholiſche beſtand. Die Reformation zerſprengte die Einheit
und begrundete eine neue, eine andere Auffaſſung; es wäre aber
durchaus irrig, ganz der Geſchichte widerſprechend, wenn man
annehmen wollte daß der Katholizismus dieſe neue Auffaſſung
des chriſtlichen Geiſtes ſofort als eine wahre angenommen hatte.
Jm Gegentheil der Katholizismus behauptete Jahrhunderte hin-
durch daß jene Auffaſſung des Proteſtantismus keine chriſtliche
ſei, und erſt nach langen blutigen Kriegen gelangten wir im
weſtfäliſchen Frieden zu dem Waffenſtillſtande, welcher die prote-
ſtantiſche Auffaſſung des chriſtlichen Geiſtes als eine im ſtaatlichen
Leben mit der katholiſchen gleich berechtigte, als eine chriſtliche an
erkannte. Heute befinden wir uns in derſelben Lage, wie zur
Zeit der Reformation. Es gehen abermals reformirende Bewe-
gungen auf dem Gebiete der chriſtlichen Kirche vor; abermals ſind
Tauſende aus den im weſtfäliſchen Frieden anerkannten Kirchen
ausgetreten, und es fragt ſich, woher wollen wir das Urtheil
nehmen ob die Ausgetretenen auf dem Boden des Chriſtenthums
ſtehen oder nicht? Wer ſoll darüber entſcheiden Es wird Jhnen
erinnerlich ſein, daß der Herr Kultus- Miniſter meinte, eine der
drei anerkannten Konfeſſionen mußte daruber entſcheiden, ob die
Ausgetretenen noch auf dem chriſtlichen Boden ſtänden, ob ſie
vom chriſtlichen Geiſte noch durchdrungen wären.

Meine Herren! So wenig der Katholizismus geneigt war,
bei dem Beginn der Reformation dieſe als eine chriſtliche anzu
erkennen eben ſo wenig werden heute die vom Staate anerkann-
ten Konfeſſionen geneigt ſein, den wahren chriſtlichen Geiſt, das
Weſen dieſes Geiſtes in den neu ſich bildenden Konfeſſionen an-
zuerkennen. Es liegt in dem Weſen jeder Religion, daß ſie ein
zig und allein die Wahrheit zu beſitzen glaubt; ſie muß daran
feſthalten, ſie darf von dieſem Glauben nicht laſſen, wenn ſie ſich
nicht ſelbſt aufgeben will. Die religiöſe Wahrheit kann fur den
Gläubigen nur eine ſein. Fur zwei verſchiedene Auffaſſungen
dieſer Wahrheit hat der Geiſt keinen Raum. Darum haben wir
geſehen daß in Deutſchland zu der Zeit als die chriſtliche Reli
gion ſich in mehrere Konfeſſionen trennte, als aus der einen

katholiſchen Kirche mehrere chriſtliche Kirchen wurden, daß zu der
Zeit, ſage ich, ein anderes, ein drittes erſtand, das Bewußtſein,
daß auch in verſchiedenen konfeſſionellen Formen derſelbe unend
liche und ewige Geiſt geglaubt werden konne; die freie Wiſ-
ſenſchaſt, die ſich unter und neben die kirchlichen Konfeſſionen
frei und ſelbſtſtändig hinſtellte. Die beiden chriſtlichen Konfeſſionen
enthielten und enthalten noch heute unverſöhnliche Gegenſatze, bei
de behaupteten und behaupten im ausſchließlichen Beſitze der
Wahrheit zu ſein die deutſche freie Wiſſenſchaft übernahm die
Vermittelung zwiſchen dieſen feindlichen Konfeſſionen, ſie uber
nahm die Begrundung einer wahren und aufrichtigen Toleranz,
ſie übernahm es die verlorene Einheit und Freiheit, die von dem
konfeſſionellen Standpunkte aus nicht zu begreifen, nicht herzu
ſtellen war, der Nation wiederzuerobern; ſie übernahm es, das
wahre Weſen aller Religionen zu begreifen und dem Volksbewußt-
ſein zu vermitteln. Wir ſehen ſeit den drei Jahrhunderten, die ſeit
der Reformation hingegangen ſind, die deutſche Wiſſenſchaft ſich
freier und freier entwickeln, wir ſehen ſie mehr und mehr die Freiheit
des Geiſtes neben die konfeſſionellen Unterſchiede der Kirche ſelbſtſtaändig
hinſtellen, wir ſehen endlich die ganzliche Losſagung der Wiſſenſchaft
von beſtimmten Religionsformen vor ſich gehen. Jch glaube, meine
Herren, daß es einer der größten Akte der neueren Weltgeſchichte
geweſen iſt, als in Deutſchland zuerſt die Richtung und Tren-
nung der Begriffe von Religion und Religionsformen von Kirche
und Wiſſenſchaft ſtattgefunden, als ſich die deutſche Wiſſenſchaft
ſelbſt und aus eigenem Rechte fur abſolut frei erklärt hat. Dieſe
Freiheitserklärung war die That der größten, der edelſten Gei
ſter unſeres Volkes. Meines Wiſſens, iſt die Zeit in unſerem
Vaterlande noch nicht lange her, wo das Miniſterium des geiſt-
lichen Unterrichts dieſe Freiheit der deutſchen Wiſſenſchaft aner-
kannte, wo es gerade in der Anerkennung dieſer Freiheit ſeinen
Ruhm und ſeine Ehre ſuchte. Leider iſt man in den letzten
Jahren von jener Auffaſſung zurückgegangen, man iſt heute ſo
gar im Begriff, wieder zu dem in blutigen Schlachten uber-
wundenen konfeſſionellen Standpunkte vergangener Jahrhunderte
überzugehen. Es zeigen ſich auch ſofort Bewegungen und Spal-
tungen in allen Regionen auf dem konfeſſionellen Gebiete. Dieſe
Spaltungen ſind nur die nothwendigen Fruüchte des Geiſtes, der
neuerdings in die hoheren Regionen unſeres Staatslebens zur
Herrſchaft gelangt iſt. Jch glaube nicht, daß wir, nachdem
wir das konfeſſionelle Element uüberwunden hatten, es als einen
Fortſchritt bezeichnen durfen, wenn dieſes Element in der
Scharfe, in der Starrheit wiederkehrt, wie es jetzt geſchieht,
ich glaube vielmehr, daß dieſe Erſcheinung die erfreulichſte und
beklagenswertheſte, die der nationalen Entwickelung feindlichſte
iſt. Es iſt vorher von dem Kommiſſar der Regierung entwickelt
worden, daß ſich mehrere akademiſche Disziplinen, namentlich
die Lehre von dem Rechte, die Lehre der Philoſophie und die
Lehre der Geſchichte, nicht vereinigen laſſen mit unchriſtlichem
Geiſte, daß es weſentlich ſei, daß der chriſtliche Geiſt in ihnen
vorwalte, ſie durchdringe und beherrſche. Meine Herren, ich
bitte Sie, laſſen Sie uns wohl die Konſequenzen dieſes Satzes
erwagen, denn er gehört zu den tiefſten, wirkungsvollſten und
gefährlichſten, die wir von dieſer Stelle aus vernommen
haben. Wenn zugegeben werden konnte, auch nur einen Mo
ment lang, daß ein beſtimmter Geiſt als chriſtlicher Geiſt,
vom Staate deklarirt werden koönnte, im Gegenſatz zu dem
wahrhaft freien chriſtlichen Geiſt, der in keinem Jahrhunderte
in ſeiner Form, ſtets aber in ſeinem Weſen derſelbe, der in je
dem Momente ſich ſelbſt beſtimmt und im Laufe der Zeit noch
unendlich weiter beſtimmen wird, wenn, ſage ich, zugegeben
wuürde, daß ein ſolcher Geiſt ſtatutariſch durch den Staat feſt



geſtellt werden könnte, ſo waäre es mit der freien Wiſſenſchaft
zu Ende. Koönnten wir wohl noch da Freiheit der Wiſſenſchaft,
Freiheit der Forſchung und der Lehre anerkennen, wo eine Re
gierung den Vertretern der Wiſſenſchaft die Nothwendigkeit auf
erlegt, zu einem beſtimmten Reſultate, zu einer von der Re
gierung fixirten Auffaſſung des chriſtlichen Geiſtes anzukommen
Wir haben gehört, daß die Philoſophie zwar nicht nothwendig
von dem Chriſtenthum ausgehe, die Vorausſetzungsloſigkeit der
philoſophiſchen Forſchung wurde uns zugegeben. Wir haben
aber auch gehört, daß in dem chriſtlichen Staate die Philoſo
phie ſich nothwendig in Uebereinſtimmung mit dem chriſtlichen
Geiſte befinde, daß dieſe Uebereinſtimmung in ihren Schluſſen
ſich manifeſtiren muſſe. Jch frage aber, wie können wir frei
forſchen, wenn ein beſtimmtes Ziel uns vorgeſteckt, wenn das
Weſen des Geiſtes, die Freiheit und Unendlichkeit uns vom
Staate beſtritten und genommen iſt? Die freie Wiſſenſchaft
exiſtirt nur dadurch daß ſie alle Bande, alle Vorausſetzungen
bei ihrem Forſchen von ſich wirft, daß ſie nur dasjenige als
richtig und wahr anerkennt, was ſie auf dem Wege freier
Forſchung gefunden hat. (Bravoruf.)

Wollen Sie die Vorausſetzung des chriſtlichen Staates, der den
chriſtlichen Geiſt ſelbſt nicht zu definiren vermag, und welcher den
noch von uns verlangt, daß wir nur diejenigen Offenbarungen
des chriſtlichen Geiſtes, die ihm genehm ſind, für wahr halten,
daß wir andere Offenbarungen deſſelben Geiſtes, die das weite
Feld der Geſchichte birgt, verwerfen, daß wir alſo auf die unendliche
und freie Selbſtbeſtimmung unſeres Geiſtes verzichten ſollen wol-
len Sie dieſe Vorausſetzungen zugeben ſo iſt es mit der weiteren
Entwickelung unſeres Volkes, ja der ganzen chriſtlichen Menſchheit
zu Ende. Jch würde den Augenblick für den traurigſten Au-
genblick meines Lebens halten wenn ich erkennen müßte, daß
jene höchſte Errungenſchaft der Geſchichte, jene abſolute Freiheit
der Wiſſenſchaft, die Jahrhunderte lang ſich in dem deutſchen
Geiſte ſo herrlich, ſo glänzend manifeſtirt hat, die der Ruhm und
der Stolz unſerer Nation geweſen iſt, uns und der Welt verlo-
ren gehen könnte!

Deshalb bitte, deshalb beſchwöre ich Sie, meine Herren!
Laſſen Sie uns alle konfeſſionellen Trennungen von uns fernhal-
ten, laſſen Sie uns dem freien Geiſte der deutſchen Wiſſenſchaft
huldigen, laſſen Sie uns anerkennen daß unſer Volk in ſeiner
Bildung hoch genug geſtiegen iſt, um keiner konfeſſionellen Unduld
ſamkeit, keinem ungerechtfertigten Geiſtes zwange mehr Raum zu
geben. (Vielſeitiger Bravoruf.)

Von den Rednern der entgegengeſetzten Richtung er-
griff kein einziger das Wort, nur der Abgeordnete der
pommerſchen Ritterſchaft v. Thadden aäußerte, er habe
in den Reden keine Widerlegung von dem gefunden, was
der Herr Regierungskommiſſar in dieſer Angelegenheit vor-
getragen habe Jn der folgenden Abſtimmung erklärte
die Kurie mit 222 gegen 181 Stimmen, daß die Juden zu
allen akademiſchen Lehrämtern, welche ihrer Natur nach
nicht das chriſtliche Glaubensbekenntniß erfordern, befähigt
gehalten werden ſollen.

Ohne Diskuſſion beſchloß die Kurie ferner mit 259 ge-
gen 156 Stimmen, daß an irgend einer Landesuniverſität
ein Lehrſtuhl für jüdiſche Theologie errichtet werde.

Der letzte Theil des Paragraphen gab zu einer langen,
aber nicht erheblichen Debatte in ſofern Anlaß, als die Ab-
theilung darauf angetragen hatte, daß den Juden auch die
Schulämter geoöffnet werden ſollten.
warf die Verſammlung mit 256 gegen 180 Stimmen.

Darauf kam der folgende Paragraph uüber ſtändiſche
Rechte, Patronat u. ſ. w. der Juden zur Berathung. Der
Geſetzentwurf und das Gutachten daruüber lauteten:

Dieſen Antrag ver
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Jn Betreff der ſtändiſchen Rechte verbleibt es bei der beſte
henden Verfaſſung und ſo weit deren Ausübung mit dem Grund-
beſitz, zu deſſen Erwerbung die Juden nach 1. überall berech
tigt ſind, verbunden iſt, ruhen dieſelben während ihrer Beſitzzeit.
Die Verwaltung der Gerichtsbarkeit, wie des Patronats, desglei-
chen die Aufſicht über die Kommunal Verwaltung und über das
Kirchen Vermögen wird, wo eine ſolche Aufſicht der Gutsherr-
ſchaft zuſteht, von der betreffenden Staats und kirchlichen Be
hörde ausgeübt. Die Staats Behörde hat den Gerichtshalter und
den Verwalter der Polizei Gerichtsbarkeit zu ernennen. Der Be
ſitzer bleibt zur Tragung der damit verbundenen Koſten und ſon
ſtigen Laſten verpflichtet.

Wo das Patronat einer Kommune zuſteht, können die jüdi-
ſchen Mitglieder derſelben an deſſen Ausübung keinen Theil neh
men ſie müſſen aber die damit verknüpften Real- Laſten von ih
ren Beſitzungen gleich anderen Mitgliedern der Kommune tragen,
auch ſind ſie als anſäſſige Dorfs- oder Stadtgemeinde Mitglieder
verpflichtet, von ihren Grundſtücken ſowohl die darauf haftenden
kirchlichen Abgaben als auch die nach Maßgabe des Grundbeſitzes
zu entrichtenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen -Syſteme zu
tragen.“

Das Gutachten zu G. 36 Abſchnitt I. lautet:
36 des Gutachtens.

Abſchnitt I. Jn Betreff der ſtändiſchen Rechte wird hier auf
die beſtehende Verfaſſung verwieſen. Nach dieſer ſind die
Juden von den Kreistagen, der aktiven und paſſiven Wahl
der Landtags Abgeordneten und ſogar von der allgemeinen
Befugniß, die ſtändiſche Uniform zu tragen, ausgeſchloſſen.
Abgeſehen davon daß dieſe Ausſchließung mehrerer Mitglie
der dem allgemeinen Grundſatze gleiche Pflichten, gleiche
Rechte,“ nicht entſprechend erſcheinen konnte, ſo mußte ſich
auch bei ihnen folgende Betrachtung geltend machen. Da
der Jude ſeit länger als dreißig Jahren über das Wohl ſei-
ner Stadt mitberathen hat, ohne daß daraus irgend ein
Nachtheil für ſeine chriſtlichen Mitbürger hervorgegangen iſt,
ſo iſt auch kein Grund vorhanden an ſeine Mitberathung
über Angelegenheiten ſeines Kreiſes irgend ein Beſorgniß zu
knüpfen.

Auf den Kreistagen ſowohl, als auch auf den Landtagen, wer
den nicht die Jntereſſen einer Kirche, ſondern nur allgemeine bür-
gerliche Angelegenheiten verhandelt, welche die Juden eben ſo, wie
die Chriſten, nahe angehen. Um hierüber Rath zu pflegen, wie es
dem allgemeinen Beſten frommt, iſt nicht die Angehörigkeit zu einer
beſtimmten Religions Geſellſchaft, ſondern die allgemeine Bürger
Tugend erforderlich, für welche der Jude eben ſo, wie der Chriſt,
empfänglich iſt. Wenn der Jude in der Stadtverordneten Ver
ſammlung der größten Städte der Monarchie an der Berathung
über deren ſonſtige Jntereſſen Theil nimmt, welcher Grund iſt
dann vorhanden ihn von der Theilnahme an der Wahl eines
Landtags Abgeordneten auszuſchließen Wird er endlich ſelbſt von
ſeinen chriſtlichen Mitbürgern und Mitſtänden zu einem Landtags
Abgeordneten gewählt, ſo läßt ſich auch mit voller Sicherheit an
nehmen, daß er dazu tüchtig ſein werde. Dieſe Betrachtung führte
dahin daß die Abtheilung mit zehn Stimmen gegen drei ſich da
für erklärte,

daß den Juden alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriſten bei
zulegen ſeien.

Fur den Geſetzentwurf ſprachen der Freiherr von
Gaffron, v. Manteuffel der Zweite und der Land
tagskommiſſar, dagegen v. Schwerin, Hanſemann,
v. Beckerath, und die mit Namensaufruf erfolgende Ab
ſtimmung ergab, daß 220 den Antrag der Abtheilung ver-
neinten, 219 bejahten. Von den ſachſiſchen Deputirten
ſtimmten fur die Berechtigung der Juden zur Standſchaft:



Bertram, Coqui, Gier, Hartmann, Keferſtein,
Kerſten, Lucanus, Michaelis, Muüller aus Wege-
leben, Ramsthal, Schneider, Schultze, Uthe-
mann und Zachau. Schluß der Sitzung.

Berlin, d. 23. Juni. Der General-Major und Kom-
mandeur der 11. Landwehr-Brigade, von Williſen, iſt
nach Magdeburg von hier abgereiſt.

Die in Nr. 24 der Geſetz Sammlung enthaltene Ka-
binets- Ordre an den Finanz- Miniſter lautet:

Auf Jhren Bericht vom 27. v. M. beſtimme Jch, im
Einverſtändniß mit den Regierungen der anderen Zoll Vereins-
ſtaaten, daß für Oel, in Fäſſern eingehend Poſition II. 26
des Zolltarifs vom 10. Oktober 1845), vom 1. Juli d. J. ab
eine Ermäßigung des Eingangs-Zolles von 1 Thlr. 20 Sgr.
auf 1 Thlr. 10 Sgr. für den Centner eintreten ſoll.

Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetz- Sammlung
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 3. Mai 1847.
Friedrich Wilhelm.

Merſeburg. Die evangeliſche Pfarrſtelle in Bau
mersrode, Ephorie Freiburg a. d. U. iſt durch den am
21. Mai er. erfolgten Tod des Pfarrers Chriſtian Wilhelm
Sparig erledigt.

Die evangeliſche Pfarrſtelle in Ploſſig, Ephorie Feſ-
ſen, iſt durch den am 21. Mai d. J. erfolgten Tod des
Pfarrers Weck erledigt.

Die evangeliſche Pfarrſtelle zu St. Spiritus in Qued-
linburg iſt durch den am 14. Mai d. Js. erfolgten Tod
des Paſtors Johann Heinrich Ernſt Braun erledigt.

Königsberg, d. 20. Juni. Nachdem die Vorarbei-
ten zur Entwäſſerung des Soldauſees (wozu Se. Maj. der
König die erforderlichen Mittel gewährte) bereits ſeit lan-
ger Zeit begonnen hatten, wurde am 10. Juni der Kanal
ſelbſt feierlich in Angriff genommen, wobei der Magiſtrat
und die ganze Burgerſchaft nebſt den Gerichtsbeamten er-
ſchienen. Den erſten Spatenſtich begleitete der Ruf: An
Gottes Segen iſt Alles gelegen dann folgte ein enthu-
ſiaſtiſches Lebehoch auf Se. Maj. den Konig.

Frankfurt a. M., d. 21. Juni. Jn Betreff des
ſo viel beſprochenen neuen Preßgeſetz- Entwurfs heißt es
jetzt in hieſigen Kreiſen freilich nur vermuthungsweiſe
daſſelbe werde lediglich dem Prinzipe nach die allgemeine
Zuſtimmung der Bundesſtaaten erhalten, und ſomit die
Cenſur fur Druckſchriften unter 20 Bogen fur ſie aufhören
eine Bundespflicht zu ſein. Dagegen wurde es den Bun
desregierungen, einer jeden fur ſich, vorbehalten bleiben,
die geeigneten Anordnungen zu treffen, um zu verhuten,
daß die Preßfreiheit nicht mißbraucht und dadurch Sto-
rungen der Ordnung und Ruhe im Bunde und des guten
Einvernehmens unter deſſen Gliedern hervorgerufen wurden.

Aus Brambach vom 19. Juni ſchreibt die Leipziger
Zeitung: So eben iſt die Nachricht aus Böhmen anher
gelangt, daß ausnahmsweiſe geſtattet worden iſt, in jedem
der beiden Monate Juni und Juli d. J. 50,000 Metzen
(eine ungefähr Scheffel) Getreide gegen Producirung
eines vom ſachſiſchen Kommiſſar auszuſtellenden Certifikats
und Berichtigung der Zollgebüuhr von Böhmen nach Sach-
ſen auszufuuhren.

Frankreich.
Paris, d. 9. Juni. Heute iſt hier das Gerucht ver-

breitet, die drei nordiſchen Mächte ſeien entſchloſſen mit
bewaffneter Macht in der Schweiz zu interveniren; Frank-
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reich biete die Hand zu einer gütlichen Vermittlung, ſei
aber einer bewaffneten Einſchreitung nicht entgegen.

Lord Normanby, der engliſche Geſandte, iſt geſtern von
London zuruück wieder hier eingetroffen.

Die Königin von Spanien ſoll den Konſeilpraſidenten
Pacheco zu ſich beſchieden und ihm ihren foörmlichen Ent-
ſchluß mitgetheilt haben die Scheidung ihrer Ehe durchzu
ſetzen und ſich dann dem General Serrano zu vermahlen.
Pacheco habe erwiedert, daß er und ſeine Kollegen eher
ihre Demiſſion geben, als ſich zu einem ſolchen Akt herbei-
laſſen wurden. (2)

Wie ein Brief aus Oran vom 4. Juni mittheilt, ver
breiteten Abd-el-Kader's Emiſſäre das Gerucht unter den

Eingebornen, daß der Emir auf dem Punkt ſtehe, einen
Frieden mit Frankreich abzuſchließen, und daß ihm von der
franzöſiſchen Regierung ein wichtiges Kommando werde uüber-
tragen werden.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 17. Juni. Dem „Sun zufolge glaubt

man allgemein, daß die Königin Victoria das Parlament
am 13. Juli perſönlich auflöſen werde; die Wahlen ſollen
erſt nach der Ernte, zu Ende September oder anfangs
Oktober ſtattfinden.

Spanien.
Madrid, d. 14. Juni. Die „Gaceta veroffentlicht

einen von dem Juſtizminiſter an alle Juſtizbeamte der Kro-
ne in den verſchiedenen Theilen von Spanien erlaſſenen
Befehl, wonach alle Verfaſſer von Schriften, in denen das
Recht der Thronfolge der Jnfantin Luiſe, der Schweſter
der Köonigin, in Frage geſtellt wird, gerichtlich verfolgt
werden ſollen.

Türkei.
Konſtantinopel, d. 9. Juni. Die Pforte hat am

2. Juni die Erklärung abgegeben, daß ſie den Vorſchlägen
des öſterreichiſchen Kabinets vom 19. Mai beitrete, und
mit aller Zuverſicht erwarte, daß die griechiſche Angelegen
heit binnen 30 Tagen, d. i. bis zum 2. Juli, entſchieden
ſein werde. Dies ſcheint faſt nicht möglich, da die Sache
den weiten Weg über Wien nach Athen machen muß; aber
hoffen darf man, daß ſie wenigſtens nicht viel ſpäter zur
Erledigung komme. (Die von Griechenland angeſprochene
und auf Diskretion angenommene Vermittelung Oeſterreichs
hat der Pforte die Rückkehr des Hrn. Muſſurus nach Athen
zugeſtanden. Daſelbſt wird derſelbe eine Entſchuldigung
aus dem Munde des Hrn. Kolettis, oder, wenn dieſer ſich
zu einem ſolchen Schritte nicht ſollte entſchließen können,
eines ſeiner Kollegen, entgegennehmen, demnächſt aber durch
die Pforte zuruckberufen werden.)

F Fonds und Geld Cours.
Berlin, den 23. Juni.

3f. Brief. Geld. Zf. Brief. j Geld.
St. Schuld-Sch. 3 927 Pomm. Pfndbr. 3 95
Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 3 947Scheine. 95 Schlefiſche do. 31 97Kur u. Neum. do. Lt. B. ga-Schuldverſchr. 3 90 rant. do. 32Berliner Stadt
Obligat. 31 93

Wſtpr. Pfandbr. 3 935 FFrörchsd'or. 137 13
Großh. Poſ. do. 4 1(11013/, Auguſtd'or. 12 118/,

do. do. 3 92 Gold al marc, SOſtpr. Pfandbr.3 97 96 Disconto 4 5



Eiſenbahn -Aetien.

Volleing. Zf. 3f.Amſt. Rott. 4 96! bz. Rhein. Stm. 4 85 B. 84! G.
Arnh. Utr. 4 do. P. Obl. 4Brl. Anhalt. 4 111, bz. do. v. St. gar.
doldo P. Obl. 4 Sächſ. Bair.! 4 87 B. 87 G.
Berl. Hamb. 4 108 bz. Sag.-Glog. 4 S
do. P. Obl. 4 981 bz. u. B. do. P. Obl. 4

Brl. Stettin 4 110!/, bz. St.-Vohw. 4 rBonn Köln. 5 Thüringer. 4 941 B.Bresl. Freib. 4 B. C.- O. 4 86 B.do. do. P. Obl. 4 Zarsk. Selo.
Cöth. Bernb. 4 w rCr. Ob. Schl. 4 77 G. Quittungs- SDüſſ. Elberf. 4 104 B. Bogen. S

Fim a 49oggnitz. g.Hmb. Bergd. 4 Fach Maſtr. 20 83 B.
Kiel-Alton. 4 1098 B Berg. Märk. 50 83 G.
Leipz. Dresd. 4 Berl. Anh. B. 45 101 a 101 bz.
Magd. Hlbſt. 4 Bexb. Ludwh. 70
Magd. Leipz. 4 Brieg-Neiſſe. 55 Sdo. P. Obl. 4 Chemn. Riſa. 80 SN. Schl. Mk. 4 88 bz. u. B. Köln Mind. 80 933/, bz. u. G.
do. P. Obl. 4 9921 bz. d. Thür. V. 20 85 B.
do. P. Obl. 5 102 B. 1018, G. Oresd. Görl. 90 100 B.
Nrdb. K.Fd. 4 Löb. Zittau. 70OSchl. Lt. A. 4 105 B. Magd. Witt. 20 84 B. 833, G.
do. P. Obl. 4 Mecklenburg. 60do. Lt. B. 4 98 B. Nordb. F. W. 60 727/ bz. u. B.

Potsd. Mad. 4 96 bz. Rh. St. Pr. 70 89 G.
do. P. A. B. 4 92 B. 92 bz. Starg. Poſ. 30 83 B. u. bz.do. do. 5 1101487, G.

(Schluß der Börſe 3 Uhr.)

Getreidebericht. Berlin, den 23. Juni.
Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt:

Weizen nach Qualität von 110 118
Roggen loco 90 93

Lieferung pr. Juni 89 f.
pr. Juni Juli 76
pr. S 71 F.Große Gerſte loco 72--74 kleine 68—-70

Hafer loco nach Qualität 42 44
Rüböl loco 117

Herbſt 112/
Spiritus loco 34 bz. u. Bf., pr. Juli Aug. 35 Bf.

Kanal-Liſten. Den Finow Kanal paſſirten am 22. Juni:
250 Wſpl. Weizen 1156 Wſpl. Roggen 69 Wſpl. Hafer, 20
Wſpl. Erbſen 2986 Ctr. Mehl.

Die Preiſe des Roggens haben wieder nachgelaſſen, jedoch zeig-
ten ſich zu den billigen mehrere Kaufer.

Waſſerſtand der Saale bei Halle.
am 23. Juni Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.
am 24. Juni Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 2 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 23. Juni: 32 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 23. bis 24. Juni.

Jm Kronprinzen Hr. Oberſt Baron v. Muünchhauſen a. Stutt
gart. Hr. Gutsbeſ. v. Wotzinsky m. Fam. a. Poſen. Hr. Rit-
tergutsbeſ. v. Heyer a. Schwerin. Hr. OAmtm. Reinecke m.
Gem. a. Rheinsberg. Hr. Oberſtlieut. v. Geuſau m. Gem. a.
Farrnſtedt. Hr. Dr. med. Hübner a. Stettin. Hr. Schul Dir.
Heimann a. Breslau. Hr. Stud. jur. Gerhard a. Heidelberg.
Hr. Stud. phil. Gottſchald a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Hitze
rod L Bergner a. Magdeburg, Schulten a. Düren, Weſtkoff
a. Bremen.

Stadt Zürich: Mad. Händler, Mad. Sonntag u. Hr. Kaufm.
Jacobſon a. Hamburg. Hr. Amtsrath Helling a. Schraplau.
Frau Kammerherrin v. Hardenberg m. Fam. u. Frl. v. Harden
berg a. Berlin. Die Hrrn. Partik. Martin a. Genf, Eaſſe a.
England. Die Hrrn. Rentiers v. Ditmar u. Genth a. Livland.
Die Hrrn. Kaufl. Kurze a. Crimmitſchau, Königsdörfer a. Mag
deburg, Fricke a. Huckeswagen Schutze a. Berlin Hofer a.
Leipzig Backe a. Mainz. Die Hrrn. Dr. med. Bette a. Mün-
den, Schreiber a. Schleuſingen.

Goldnen Ring: Hr. Lieut. v. Schrader a. Querfurt. Hr. Gym-
naſiaſt v. Burkersrode a. Pforte. Hr. Reg. Rath Schulz, Hr.
Sekr. Zimmerhaäkel u. Hr. Kaufm. Mittendorf a. Magdeburg.
J Kaufm. Woölberg a. Leipzig. Hr. Gutsbeſ. Berneck a.

arnow.
Goldnen Löwen: Hr. Major v. Klinkowſtrom a. Erfurt. Hr.

Maſchinenbauer Herrmann a. Berlin. Hr. Gutsbeſ. Obermann
a. Mainz. Hr. Oekon. Welzig a. Danzig. Die Hrrn. Kaufl.
Lipke a. Magdeburg, Klewitz a. Berlin Loöber a. Halberſtadt.

Schwarzen Bär: Die Hrrn. Kaufl. Furſtenhagen a. Branden-
burg Meyer a. Potsdam. Hr. Geſchaftsreiſ. Panſe a. Naum-
vurg. Hr. Fabrik. Nurnberg a. Neuſtedt.

Stadt Hamburg Hr. Juſtizrath v. Soden u. Hr. Kreisſekr. Jo
hanning a. Wülfingerode. Hr. Seminardirektor Zahn a. Meurs.
Hr. Rent. Ralf a. Hamburg. Hr. Gutsbeſ. Henneberg a. Gotha.
Hr. Partik. v. Corſé a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Lohmasky a.
Poſen, Schönenberg a. Meißen. Hr. Rittergutsbeſ. v. Garthoff
a. Mannheim.

Goldue Kugel: Hr. Kaufm. Krieg u. Hr. Lithograph Richter a.
Liegnitz. Hr. Prem.Lieut. Thiem a. Jnſterburg. Hr. Fabrikbeſ.
Gabelmann a. Breslau. Hr. Rentier Barbier a. Bruüſſel. Hr.
Oekon. Hochmann a. Suckelhauſen.

Zur Eiſenbahn Hr. Graf v. Haßlingen a. Dresden. Hr. Hauptm-
v. Arnim a. Berlin. Hr. Dr. phil. Wangrow a. Hamburg. Die
Hrrn. Kaufl. Ballmann, Scholle, Gran u. Großt a. Berlin.
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Bekanntmachung.
Jn Gemäßheit der Verordnung vom 30. September 1836

über das Verfahren bei Unterſuchungen wegen Aufruhrs und Tu-
mults bringen wir hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß gegen
die Theilnehmer an dem in Halle a. S. am 22. April dieſes
Jahres ſtattgehabten Tumulte und den damit verbundenen Ex-
ceſſen von der zur Unterſuchung des Tumults ernannten Kom
miſſion und in zweiter Jnſtanz, mithin rechtskräftig folgende
Strafen durch Erkenntniß feſtgeſetzt ſind:

1) gegen die Ehefrau des Arbeiters Möbius, Roſine, ge-
borene Hartig, vier Monat Zuchthaus

2) gegen die Ehefrau des Arbeiters Mahn, geborene Sal-
zer, drei Monat Zuchthaus;

3) gegen die Ehefrau des Arbeiters Mehl, geborene Plate,
drei Monat Zuchthaus;

4) gegen die geſchiedene Heimſtedt, geborene Renn, zwei
Monat Gefängniß

5) gegen die Ehefrau des Arbeiters Kerſten, geborene Mei-
ßen, fünf Monat Zuchthaus;

6) gegen den Maurer Friedrich Reinhardt, genannt Ber-
ner, Einſtellung in eine Militairſtraf- Abtheilung auf 41
Monat;

7) gegen den Schuhmacher Johann Friedrich Brink,
zwei Monat Gefängniß;

8) gegen die Ehefrau des Füſiliers Vandewe, geborene
Hanſe, vier Wochen Gefängniß.

9) gegen die unverehelichte Fehſe, vierzehn Tage Gefängniß
10) gegen den Korbmacher Granert vierzehn Tage Gefängniß
11) gegen den Arbeiter Wilhelm Leuſchner, Verluſt der

National Kokarde und des National-Militairabzeichens,
Verſetzung in die 2te Klaſſe des Soldatenſtandes und Ein
ſtellung in eine Militairſtraf- Abtheilung auf ein Jahr;
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12) gegen den Arbeiter Julius Lebrecht Feldmann, Ver-
luſt der National-Kokarde und acht Monat Zuchthaus

13) gegen den Arbeiter Carl Gärtner, Verluſt der Natio
nal-Kokarde und des National-Militairabzeichens, Verſetzung
in die 2te Klaſſe des Soldatenſtandes und Einſtellung in
eine Militairſtraf- Abtheilung auf 43 Monat;

14) gegen den Arbeiter Auguſt Gaßmann, Verluſt der Na-
tional-Kokarde und drei Monat Zuchthaus;

15) gegen die Ehefrau des Maurers König drei Monat Zucht-
haus

16) gegen die Ehefrau des Arbeiters Moritz,
Zuchthaus

17) gegen die Ehefrau des Arbeiters Mittler, acht Wochen
Gefängniß;

18) gegen die Ehefrau des Arbeiters Knöchel,
Gefängniß

19) gegen den Schuhmacher Karl Hammelmann, drei Mo
nat Zuchthaus;

20) gegen die Ehefrau des Arbeiters Bruchhard,
Feidick, drei Monat Zuchthaus

21) gegen die Ehefrau des Arbeiters Rüprecht, vier Wochen
Gefängniß

22) gegen die Ehefrau des Arbeiters May, vier Wochen Ge-
fängniß;

vier Monat

acht Wochen

geborene

23) gegen die Ehefrau des Arbeiters JZimmermann, vier Wo
chen Gefängniß

24) gegen die Ehefrau des Arbeiters Weſtfeld, vierzehn Tage
Gefängniß;

25) gegen die Ehefrau des Arbeiters Nebel, vierzehn Tage
Gefängniß;

26) gegen den Arbeiter Karl Löſch, Verluſt der National
Kokarde und vier Wochen Gefängniß;

27) gegen den Arbeiter Gottfried Nitſche, Verluſt der Na
tional-Kokarde und vierzehn Tage Gefängniß

28) gegen den Arbeiter Friedrich Müller, Verluſt der Na
tional-Kokarde und vierzehn Tage Gefängniß;

29) gegen Wilhelm Zeuner, acht Wochen Gefängniß;
30) gegen Adolph Walter, genannt Zeuner, acht Wochen

Gefängniß;
31) gegen die Ehefrau des Arbeiters Keller,

Gefängniß;
32) gegen den Arbeiter Carl Jhme, drei Monat Zuchthaus

und Verluſt der National-Kokarde;
33) gegen die unverehelichte Stein, ſechs Wochen Gefängniß;
34) gegen den Arbeiter Auguſt Soerbe, Verluſt der Natio-

nal-Kokarde, des National-Militairabzeichens Verſetzung in
die 2te Klaſſe des Soldatenſtandes und acht Wochen Ge
fängniß;

35) gegen den Arbeiter Karl Praetſch,
fängniß;

36) gegen den Arbeiter Carl Tretropp, drei Monat Zuchthaus
37) gegen den Arbeiter Carl Kunze, Einſtellung in eine Mi-

litairſtraf- Abtheilung auf 41 Monat;
38) gegen den Arbeiter Gottlieb Tretropp, vier Wochen

Gefängniß
39) gegen den Arbeiter Friedrich Schwenke, vierzehn Tage

Gefängniß
40) gegen den Arbeiter Angermann,

fängniß;
41) gegen die unverehelichte Butzmann,

fängniß

ſechs Wochen

acht Wochen Ge-

vierzehn Tage Ge-

acht Wochen Ge

42) gegen die Ehefrau des Arbeiters Jlgenſtein, ſechs Wo-
chen Gefängniß;

43) gegen die Wittwe Fiedler, drei Monat Zuchthaus;
44) gegen die unverehelichte Fiſcher, vier Wochen Gefängniß
45) gegen die Ehefrau des Arbeiters Schulze, geborene Hoff

müller, drei Monat Zuchthaus
46) gegen die Ehefrau des Arbeiters Hallup,

Zuchthaus
47) gegen die Ehefrau des Arbeiters Soerbe, geborene Zim

mermann, acht Wochen Gefängniß;
48) gegen die unverehelichte Amalie Ericht,

Zuchthaus
49) gegen die unverehelichte Chriſtiane Schröder, ſechs

Monat Zuchthaus

drei Monat

neun Monat

50) gegen die unverehelichte Friederike Keitel, acht Wo
chen Gefängniß

51) gegen die unverehelichte Auguſte Henze, vier Monat
Zuchthaus

52) gegen die unverehelichte Friederike Henze, acht Wochen
Gefängniß;

53) gegen die Ehefrau des Maurers Koch, geborene Straß-
heim, acht Wochen Gefängniß

54) gegen die Ehefrau des Muſikus Koch,
acht Wochen Gefängniß

55) gegen die Ehefrau des Arbeiters Michaelis, acht Wochen
Gefängniß;

56) gegen die Ehefrau des Arbeiters Loeder,
Zuchthaus

57) gegen die verehelichte Chriſtiane Böhm, acht Wochen
Gefängniß;

58) gegen die unverehelichte Maria Vetter, acht Tage Ge-
fängniß;

59) gegen die Ehefrau des Arbeiters Kummer, drei Monat
Zuchthaus

60) gegen die unverehelichte Johanne Friederike Schu-
bert, drei Wochen Gefängniß;

61) gegen die unverehelichte Henriette Schulze,
62) gegen die unverehelichte Friederike Schulze,
63) gegen die unverehelichte Caroline Halle,

acht Wochen Gefängniß;
64) gegen die Ehefrau des Arbeiters Bräutigam, drei Mo-

nat Zuchthaus;
65) gegen den Arbeiter Friedrich Martin,

National- Kokarde und vier Monat Zuchthaus;
66) gegen die Ehefrau des Arbeiters Kramer,
67) gegen die Wittwe Charlotte Brandt,
68) gegen die unverehelichte Louiſe Amalie Bachmann,

acht Wochen Gefängniß;
69) gegen die Ehefrau des Schuhmachers Zahn, vier Monat

Zuchthaus
70) gegen die Ehefrau des Arbeiters Barth, vierzehn Tage

Gefängniß;
71) gegen die Ehefrau des Schiffsknechts Portius, drei Mo-

nat Zuchthaus
72) gegen die unverehelichte Johanne Holland, vier Mo

nat Zuchthaus
73) gegen den Arbeiter Wilhelm Joſeph Franz Schulze,

vier Wochen Gefängniß;
74) gegen den Mechanikus Louis Maurer, vierzehn Tage

Gefängniß.
Naumburg, den 4. Juni 1847.

genannt Henze,

drei Monat

Verluſt der

CriminalSenat des Königl. Oberlandesgerichts.
v. Schlieckmann.



Bekanntmachungen.
Der Dienſtknecht Gottlieb Böhme

aus Paſſendorf hat geſtändlich am Mor
gen des 19. Juni d. J. auf der Chauſſee
zwiſchen Halle und Magdeburg unweit
des Dorfes Morl von einem dort fahren-
den Fuhrmannswagen eine Kette entwen
det. Wir fordern demgemäß den beſtohle
nen Fuhrmann auf, ſich zur Feſtſtellung
des objektiven Thatbeſtandes und zur Wie-
derempfangnahme ſeines Eigenthums ſchleu-
nigſt bei uns zu melden, oder doch von
ſeinem jetzigen Aufenthalte uns ſchleunigſt
Auskunft zu geben.

Halle, den 21. Juni 1847.Das Königl. Jnquiſitoriat.
Schulze.

Subhaſtations-Patent.
Freiwilliger gerichtlicher Verkauf.

Patrimonialgericht Dölkau.
Das zu Zweymen unter Nr. 5 bele

gene Nachbargut, nebſt Zubehör, nament
lich folgenden Pertinenzien:

einer halben Hufe Feld, einem halben
Acker Wieſe und ein und einem halben
Acker Laasholz,

zuſammen abgeſchätzt auf
3475 Thlr.

zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Be
dingungen in unſerer Regiſtratur einzu

ſehenden Taxe, ſoll am
23. Juli er. Vormittags 11 Uhr

an Ort und Stelle ſubhaſtirt werden.
Zu gleicher Zeit findet die Verauctioni-

rung des im Gute befindlichen Mobiliars
ſtatt.

Einem geehrten hieſigen und auswärti-
gen Publikum erlaube ich mir hierdurch die
ergebene Anzeige zu machen, daß ich von
heute an meinen älteſten Sohn Rudolph
Korn in mein Geſchäft und als Theilneh-
mer meiner Tuchhandlung, unter Beibe-
haltung der bisherigen Firma, aufgenom-
men habe, und bitte ich der Unterſchrift
deſſelben gleich der Meinigen, Glauben zu
ſchenken.

Jndem ich mich für verpflichtet halte,
für das mir ſeit einer Reihe von 25 Jah-
ren geſchenkte Wohlwollen meinen Dank
auszuſprechen bitte ich, ſolches mir auch
ferner gewähren und gleichzeitig auf mei-
nen Sohn mit übertragen zu wollen, wo-
gegen es unſer gemeinſchaftliches eifrigſtes
Beſtreben ſein wird, das uns zu Theil
werdende Vertrauen durch ſtreng rechtliche
Handlungsweiſe und billige Bedienung auch
ferner zu rechtfertigen.

Halle, den 24. Juni 1847.
A. R. Korn.
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Alle Dienigen, welche für die im Jahre
1846 in die Credit- und Prämien- Kaſſe
im Bezirke des Mansfelder Bauern-Ver-
eins gemachten Einlagen Zinſen zu erheben
haben, werden hiermit erinnert, dieſe in
den Tagen vom 1. bis 14. Juli d. J.
Nachmittags von 1 bis 4 Uhr auf der
Hauptkaſſe zu Salzmünde in Empfang zu
nehmen, widrigenfalls ſolche ohne Nutzen
für die Eigenthümer bis zur nächſten Jah-
res- Rechnung in der Kaſſe liegen bleiben.

Der Vorſtand.
Beyling. Boltze. Dorenberg.

Eine bedeutende Anzahl ellerne Schneide-
klötze von verſchiedenen Stärken, dergl. fich
tene von 1--2 Fuß Stärke, dergl. Schwarz-
und Silber- Pappeln von 23 Fuß Stärke,
mehrere ſtarke Birken und Weißbuchen,
ſämmtliche Hölzer von ausgezeichneter Qua
lität lagern unmittelbar an der Saale, und
verkauft billig der Stellmachermeiſter Oh-
me zu Weißenfels.

Geſuch.
Ein routinirter und dabei als höchſt

rechtlich anerkannter Geſchäftsmann in der
Meißner Gegend, wünſcht in bevorſtehen-
der Saiſon für Rechnung eines auswärti-
gen Produkten Geſchäfts oder Müller den
Einkauf von Saat in genannter Gegend
zu übernehmen. Sollte Jemand geneigt
ſein, auf dieſe Offerte zu reflectiren, ſo
wird höflichſt gebeten, die desfallſige Adreſſe
unter der Chiffre M. M. poste restante
Meissen gelangen zu laſſen, worauf ſofort
das Nähere mündlich oder ſchriftlich erfol-
gen wird.

Die in der Vorſtadt Glaucha belegenen
Häuſer, als:
a) sub No. 1786, mit einem Garten

von circa 4 Morgen, nebſt Gewächs-
haus

b) sub No. 1787, mit geräumigem Hof,
Stallung und einer 98“ langen und
45“ tiefen Scheune,

c) sub No. 1790, beſtehend aus einer
Bauſtelle, Hof, Wohnhaus, Garten
und einer ſehr beſuchten Bade- Anſtalt
(mit welcher fich auch wohl eine Re
ſtauration verbinden ließ),

und welche Grundſtücke zur Zeit ein zu-
ſammenhängendes Ganzes bilden, ſollen in
einzelnen Nummern oder auch im Ganzen
verkauft werden. Alles Nähere in Nr.
1787 eine Treppe hoch.

Halle, den 20. Juni 1847.
—m2

Zum 1. Juli wird ein Bediente ge-
ſucht. Mit guten Zeugniſſen Verſehene
können ſich melden Märkerſtraße Nr. 408

Se Treppen hoch.

Neue Zeitſchrift.
Jm Verlage von Vernh. Tauch-

nitz jun. in Leipzig iſt ſo eben erſchie
nen und durch alle Buchhandlungen zu be-

Zeitſchrift

das echt und die Politik
der

Kirche.
Herausgegeben von

Dr. H. Fr. Jacobſon und Dr. A.
L. Richter.
Erſtes Heft.

gr. 8. broſch. 24 Ngr.
Jnhalt: Die chriſtliche Freiheit und

der kirchliche Organismus, von Jacob-
ſon. Die heutige römiſche Curie. Jhre
Behörden und ihr Geſchaftsgang. Von dem
Profeſſor der Rechte Dr. O. Mejer zu
Gööttingen. Drei Gutachten über die
Frage: Jſt eine Widerherſtellung einer rechts
kräftig geſchiedenen Ehe nur durch erneuerte
Trauung moöglich, oder iſt dazu ein ande
rer mit landesherrlicher Autorität verſehe
ner Act geeignet? Miscellen.

In unserm Verlage erschien so ebenund ist durch alle Buchhandiungen zu-
erhalten:

Bemerkungen
über

Aeuglodon cetoides
OWwen's,

Basilosaurus Ilarlan IIydrar-
Cchos Koch's.

Von
M. Rurmeister,

o. ö. Prof. d. Zool. u. Direct. d. zo0ol. Mus.
d. Univ. Halle.

Mit bestimmter Rücksicht auf das kürz-
lich in Leipzig vorgezeigte

Knochengerüst.
Aus dem Juniheft der allgem. Lit. Zeit. be-
sonders abgedruckt und durch eine litho-

graphirte Tafel vermehrt.
Preis 15 Sgr.

C. A. Schwetschhe und Sohn.

Die diesjährige Grasnutzung von circa
Morgen zweiſchürigen Pfarrwieſen, un

weit des Dorfes gelegen, ſoll am 28. d.
M. Vormittags 10 Uhr im hieſigen Gaſt
hofe zum Rehbock öffentlich meiſtbietend
unter den im Termine bekannt zu machen
den Bedingungen verpachtet werden.

Trotha, den 21. Juni 1847.
Gueinzius, Paſtor.

zu



zu haben:
Dr. C. F. Mühlenbruch's

Lehrbuch der

Zweite
verbeſſerte und vermehrte Auflage

herausgegeben von

Dr. Eduard Wipp
gr. 8.

Halle, Juni 1847.
C. A. Schwetſchke und Sohn.

Jnſtitntionendes Römiſchen Rechts.

ermann,Profeſſor der Rechte an der Univerſität Halle-Wittenberg.
geh. Preis 1 Thlr. 20 Sgr.
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So eben iſt bei uns erſchienen und in allen Buchhandlungen
zu haben

Halle, Juni 1847.

So eben ist bei uns erschienen und in allen Buchhandlungen

Die quinare und vigesimale

T ä hlmeth o die
bei Völkern aller Weltheile.

Nebst ausführlichen Bemerkungen über die Zahlwörter Indogerma-
nischen Stammes und einem Anhange von Fingernamen.

Von

Dr. August Friedrich Pott,
ord. Prof. d. allgem. Sprachwissenschaft an d. Univ. zu Halle.

gr. 8. geh. Preis 1 Thlr. 24 Sgr.

C. A. Schwetschke und Sohn.

Einladung.
Die Herren Oekonomen und Mühlenbe-

ſißer werden hierdurch ergebenſt eingeladen,
wegen der Saat- und Oel Handelsab-
ſchlüſſe ſich kommenden, und den darauf
folgenden Sonntag recht zahlreich in dem
freundlichen Bade- Orte Lauchſtädt, wo
ſich zu dergleichen Abſchlüſſen die ſchönſte
Gelegenheit darbietet, einzufinden.

Mehrere Oekonomen und
Mühlenbeſitzer.

Jm Auftrag des Tiſchler- Meiſter Herrn
Klinge ſollen Dienstag von Nachmittags
1 Uhr und Mittwoch von Vormittags 9 Uhr
an, in deſſen Gehöfte, kleine Ulrichsſtraße
Nr. 1000, eine große Partie trockne Höl-
zer für Tiſchler, als Pappeln-, Birken,
Rüſtern-, Ellern-, Linden- und Ahorn-
Bohlen im Wege der Auction gegen gleich
auf der Stelle zu leiſtende Zahlung verkauft
werden. Hierzu ladet ein

Gottl. Wächter.

Landwirthſchafterin-Geſuch.
Eine Perſon in den vierziger Jahren

welche gute Zeugniſſe ihres ſittlichen Be
tragens und guter Wirthſchaftsführung auf
zuweiſen hat, findet mit 40 Thlr. jährli-
chem Gehalt längern Dienſt bei einer be
jahrten Herrſchaft auf einem kleinen Rit-
tergute unweit Halle, gleich oder zu Mi-
chaelis dieſes Jahres. Hr. Oekonom Röſe-
ler oder Hr. Gaſtwirth Veſter in Halle
werden die Güte haben reflektirenden Per
ſonen das Nähere mitzutheilen.

Auction.
Mittwoch den 7. Juli früh S Uhr ſol-

len in dem Hauſe der verw. Blumen-
thal in Glebitzſch folgende Gegenſtände,
als: Meubles, feines Meißner Porzellan,
feine geſchliffene Glaswaaren, Silberzeug,
Haus und Küchengeräthſchaften, ſowie
eine Partie Galanterie-Artikel, Bilder und
Bücher, öffentlich meiſtbietend gegen gleich
baare Bezahlung verkauft werden.

Kirſchfeſt,

Gutes geſundes Malz, auf einer eng-
liſchen Darre gedarrt, hat zu verkaufen

H. Petzold, Leipziger Straße,
im Gaſthof zum rothen Roß.

Eine Partie vorzüglich feines fichtenes
Böttcherſcheitholz ſteht zum Verkauf bei

J. Martens in Jena.

Eine ſtarke Partie 2“ achtelliger, 15
25“ breiter dürrer kieferner Bohlen ſteht
zum Verkauf bei

J. Martens in Jena.

Ein Pöſtchen gebackener Saal-Pflaumen,
ſehr ſchön, liegt noch zum Verkauf bei

J. Martens in Jena.
Das Hamſtern in hieſiger Feldmark wird

hiermit einem Jeden, außer dem c. Zo
ber, bei Strafe unterſagt.

Gorsleben, den 23. Juni 1847.
Der Ortsvorſtand.

Einladung zum Kirſchfeſt, Sonntag und
Montag, als den 27. und 28. Juni, auf
dem Weinberg zu Beuchlitz.

F. Hübner.

Zum Scheibenſchießen und Ball, Sonn-
tag als den 4. Juli, ladet ergebenſt ein

Spickendorf, d. 24. Juni 1847.
ECh. Creutz mann.

Sonntag d. 27. d. M. erſtes
Scheibenſchießen und Tanzver-

gnügen, wozu ergebenſt einladet der Gaſt
wirth Großmann in Karlsfeld.

Sommer-Stalldecken
von reinem Leinen Stoffe, in verſchiedenen
Couleuren und Muſtern, ſind fertig und
aufs Billigſte zu haben beim
Sattel- u. Reitzeugverfertiger Fr. Lange,

Große Ulrichsſtraße Nr. 66.

Ein gebildetes Mädchen, welches zur Zu
friedenheit ihrer Herrſchaft als Mamſell
conditionirt, wünſcht zu ihrer Vervollkomm-
nung ſich als Landwirthſchafterin auszubil-
den. Dieſelbe ſieht unter beſcheidenen An
ſprüchen beſonders auf gute Behandlung.
Näheres bei Frau Fleckinger im Engli-
ſchen Hof, Leipziger Straße.

Ein brauner Wallach, 4 Jahr alt und
fehlerferei, ſteht als übercomplet zu ver
kaufen große Brauhausgaſſe Nr. 362.

Geſucht wird zum baldigen Antritt
ein geſchickter Gärtner und ein Haus-
mädchen vom Lande. Perſönliche An
meldungen werden auf dem Riettergute
Wengelsdorf erwartet.

Den in der Zwebendorfer Separations
Sache betheiligten und im Termin vom
23. Februar d. J. gegenwärtigen Perſonen
diene hiermit zur Nachricht, daß die mir
daſelbſt zugefügten Jnjurien auf geſetzlichem
Wege gerügt oder beſtraft worden ſind.

Peißen. J. G. Oemiſch.
Junge Mädchen, welche das Kleider

machen und Weißnähen zuſammen erler-
nen wollen, können ſogleich angenommen
werden bei F. Bandermann, Freuden-
plan Nr. 642.

Beachtungswerth.
Zu der Sonnabend den 26. d. in der

Sonne zu Wettin abzuhaltenden Auction
kommen zwei ſehr elegante moderne Kutſch
wagen zum Verkauf.

Eine Wirthſchaftsmamſell von geſetzten
Jahren, welche ſeit längeren Jahren in
bedeutenden Wirthſchaften conditionirte, ſucht
von jetzt an ein anderweitiges Engagement
zur ſelbſtſtändigen Führung einer Wirth-
ſchaft. Portofreie Briefe bittet man unter
der Adreſſe F. F. poste restante Bitter-
feld niederzulegen.
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e aThüringiſche Eiſenbahn.

Unter Bezugnahme auf die Bemerkung in unſerm Sommerfahr-
S plan bringen wir hiermit zur Kenntniß des Publikums, daß

S S am Donnerstag als den 24. dieſes Monats
Unſere Eiſenbahn in ihrer ganzen Länge von Halle bis Eiſenach

dem öffentlichen Verkehr übergeben wird.

Erfurt, den 22. Juni 1847.
Die Direction der Thüringiſchen Eiſenbahn- Geſellſchaft.

Hampfschiſſfahrt

Magdeburg und Hamburg.
Dienst

ur den Monat Juni d. J.
von agdeburg täglich Nachmittags 3 Uhr,
von Hamburg Abends 7 azu den bekannten ermäßigten Preiſen.

Nähere Auskunft ertheilt gern J. F. W. Wiede.
Franz Heinrich, Metall- Dreher und Druücker,

große Ulrichsſtraße Nr. 23,
empfiehlt ſich bei ſeinem Etabliſſement mit Anfertigung aller Sorten Lampen, als:
einfache und doppelarmige Stell-Lampen, Pariſer, Balancé-, Laden und Wand-Lam-
pen. Auch werden dieſe, ſowie alle Metall- und Bronze- Waaren billig reparirt und
Metall- Arbeiten abgedreht. Halle, den 16. Juni 1847.

Saalſchifffahrts-Verein.
Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß unſere Agentur für Halle

nicht mehr durch Herrn J. F. W. Wiede verſehen wird, ſondern auf Herrn
Herrmann Böttcher daſelbſt übergegangen iſt, weshalb wir bitten, ſich in un
ſern daſigen Angelegenheiten nur an Letztgenannten wenden zu wollen.

Alsleben, im Juni 1847. Die Direetion.
Jn Bezug auf vorſtehende Anzeige empfehle ich mich allen hieſigen und auswär

tigen Herren, welche hierauf reflectiren. Herrmann Böttcher.

Von meinen längſt und ſicher bewährten, ſeit dem I. October
18AAM von der hohen Königl. Preuß. Medizinalbehörde geprüften

Rheumatismus--Ableitern,
welche ſich bereits einen europäiſchen Ruf erworben haben, ge-
haltvoll und ſehr wirkſam ſind, habe ich dem Herrn Fr. C.
Schulze jun. in Nordhauſen ein Commiſſions-Lager gegeben.
Dieſelben ſind gegen Rheumatismus, Gicht und Nervenleiden,
auf Grund vielſeitiger Erfahrung, zu empfehlen; viele hundert
Atteſte von Leuten, welche dadurch geheilt wurden, bezeugen
dies. Jeder Ableiter trägt den Fabrikſtempel, und koſten die
kleinern 10 Sgr. die größern 15 Sgr. mit Gebrauchsanweiſung.

E. Groß in Breslau.
Miſſions- Anzeige. Auf den Sonntag den 27. Juni zum

Der Miſſtons Hülfsverein der Finne Schwein Auskegeln und Tanzmuſik ladet
wird ſeinen erſten Feſtgottesdienſt Sonntag ergebenſt ein
den 4. Juli in der Kirche zu ILossa hal- Marggraf in Schwäßtz.
ten. Anfang Nachmittags 4 Uhr. Die czu ſingenden Lieder werden an den Kirch- Friſcher Kalk
thüren vertheilt. Sonnabend den 26. d. bei Trübe.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Friſcher Kalk Montag den 28. Juni in
der Kirchner'ſchen Ziegelei am Klausthor.

Eine Quantität Roggenſtroh iſt zu ver
kaufen auf der Pfarre zu Sct. Ulrich bei
Mücheln.

Ein alter Pfauhahn und zwei Hühner
ſind auf dem Vorwerke Saubach zu ver-
kaufen.

Paradies.
Freitag den 25. Juni

Extra-Concert,
gegeben vom Vereinigten Muſikchor, ver
ſtärkt durch Muſiker von J. Gungl Mu-
ſikchore. Nebſt anderen aufzuführenden Piè-
cen wird Herr Koppitz Variationen für
Flöte vortragen. Anfang 7 Uhr. Entrée
à Perſon nach Belieben.

Funkens Garten.
Heute, Freitag, Militair-Concert.

Seebad Ober-Röblingen.
Sonntag den 27. d. M. Concert, wozu
ergebenſt einladet C. Mitreuter.

Fertige Hemden, das Stück für 12
Sgr. bis 3 Thlr. empfiehlt

die Leinwand- Handlung von
H. Steckner,

am Markt, dem Roland gegenüber.

Tivoli.
Freitag: Der Vall zu E rbrunn.

Theater in Lauchſtädt.
Sonnabend den 26. Juni: Müller und

Miller, Luſtſpiel in 3 Akten. Hier-
auf: Steyerſcher Nationaltanz.

e

FamilienNachrichten.
Entbindungs- Anzeige.

Die glückliche Entbindung meiner Frau
von einem geſunden Mädchen zeige ich
hierdurch ergebenſt an.

Rothenburg, den 22. Juni 1847.
Buchhalter Buſch.

Verbindungs- Anzeige.
Die heute erfolgte eheliche Verbindung

unſerer Tochter Auguſte Henriette,
mit dem Kämmerer und Stadtſteuer-Ein-
nehmer Herrn Hartmann zu Rade-
berg, erlauben wir uns geehrten Freunden
und Verwandten jedoch nur auf dieſem
Wege, ergebenſt anzuzeigen.

Querfurt, den 20. Juni 1847.
Poſamentier Schinke und Frau.

dieſ
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